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1. Verfassungsrechtliche Maßstäbe

1.1. Welches Steueraufkommen gab es im Jahr 2001 und wie wurde dies aufgeteilt?

Grob ca. 462 Mrd. DM gesamtes Steueraufkommen 

Durch den föderalen Aufbau der Bundesrepublik Deutschland gingen an 

· Den Bund ca. 200 Mrd. DM

· Die Länder ca. 200 Mrd. DM

· Die Gemeinden ca. 50 Mrd. DM

Zurück
1.2. Warum erhebt der Staat Steuern?

· Der Staat übernimmt Aufgaben, welche er für die Allgemeinheit erfüllt bzw. dieser kostenlos anbietet (z.B. Schulwesen). Hierfür erhebt er von seinen Bürgern Steuern, welche die hierfür entstandenen Kosten decken sollen. 

· Der Staat veranlasst über die Besteuerung von Verhaltensweisen eine Lenkung dieser.

Dies kann durch Sanktionierung von nicht erwünschten Verhaltensweisen durch eine hohe Besteuerung erfolgen, oder durch Subvention von erwünschten Verhaltensweisen.

Beispiele: 

Ehe


 = erwünscht – Subvention durch günstigere Steuerklasse und Splittingtabelle 

Umweltverschmutzung durch KFZ = unerwünscht – Kraftstoffsteuer dämpft den Konsum

Zurück
1.2.1. Nennen Sie die Aufgaben von Steuern?

· Kostenloses Anbieten von Leistungen für die Allgemeinheit

· Beeinflussung von Verhaltensweisen

Zurück
1.2.2. Charakterisieren Sie Steuern

Der Steuerbegriff ist in § 3 Abs 1 Satz 1 AO definiert. Voraussetzungen:

· Es muss sich um eine Geldleistung handeln

· Diese darf keine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen

· Zum Zwecke der Erzielung von Einnahmen

· Geldleistung ist allen auferlegt, bei denen der Tatbestand zutrifft, 
an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft

· Diese muss vom öffentlich rechtlichen Gemeinwesen erhoben werden

Zurück
1.2.3. Welcher Unterschied besteht zwischen Steuern, Gebühren und Beiträgen?

· Steuern 
sind Abgaben ohne konkrete Gegenleistung (Mitteleinsatz für die Allgemeinheit)

· Gebühren 
sind Gegenleistungen für bestimmt tatsächlich in Anspruch genommene Leistungen der Verwaltung

z.B. Führerscheingebühr, ect.

· Beiträge
sind Gegenleistungen für eine angebotene hoheitliche Leistung 
(unabhängig ob diese in Anspruch genommen werden)
z.B. Erschließungsbeitrag, ect.

Zurück
1.2.4. Wo werden die Höhe der Gebühren und Beiträge geregelt?

Die Regelung erfolgt über die Abgabeordnung – AO (??? Stimmt das?)

Zurück
1.2.5. Wer legt die staatlichen Aufgaben fest?

Dies erfolgt von den Parlamenten, den Volksvertretern

Zurück
1.2.6. Nennen Sie einige Aufgaben, die vom Staat übernommen werden

· Äußere Sicherheit


Streitkräfte

· Innere Sicherheit


Polizei

· Rechtspflege


Gerichte

· Bildung



Schulen

· Öffentliche Infrastruktur

Straßen, Kanalisation, öffentliche Verkehrsmittel

· Soziale Sicherheit


Sozialhilfe, Wohngeld, Kindergeld

· Gesundheitswesen

· Wohnungsbauförderung

· Wirtschaftsförderung

· Ect.

Zurück
1.2.7. Wie hat sich das Steuersystem historisch entwickelt?

· Römischer Reich z.T. aus „tributum“
eine Anleihe auf zukünftige Kriegsbeute 
sonst praktisch keine Steuern

· Mittelalter – Domänenwirtschaft

Landesherr bezog Einkünfte aus eigener Landwirtschaft, 

daneben Leistungen aus Frondienste, Sonderabgaben für spezielle Anlässe 
z.B. Heirat der Fürstentochter und aus Kriegsbeute

· Aktuell – Besteuerung des Bürgers nach Leistungsfähigkeit

Kameralisten haben vorgeschlagen nach Talent zu besteuern (wurde nicht umgesetzt – wäre auch tragisch...)

Staat verzichtet vollständig auf eigene Erwerbswirtschaft

Finanzierung durch Teilhabe am Erfolg des privaten Wirtschaftens

Eine Besteuerung erfolgt, wenn Kaufkraft oder Kapital eingesetzt wird um Einkommen zu erzielen bzw. 
wenn Güter und Dienstleistungen erworben werden.

Zurück
1.2.8. Welche Rechtfertigung wird für die Besteuerung angeführt?

· Das kostenlose staatliche Schulsystem bildet die Basis für den Fachkräftenachwuchs

· Das Unternehmen nimmt das Bankensystem in Anspruch 

· Rechtssicherheit  und Währungsordnung sind durch den Staat garantiert

Beispiel Autohersteller

· Nutzung von Erfindergeist vergangener Generationen

Zurück
1.2.9. Welche Rechtfertigung wird für die Einkommensbesteuerung angeführt?

Der Staat hat dem Einzelnen eine kostenfreie Ausbildung zur Verfügung gestellt und rechtfertigt hierdurch seinen anteiligen Anspruch auf damit erzielten Gewinn, da diese die Basis für eine erfolgreiche Erwerbstätigkeit darstellt. 

„Ich gebe, damit du geben kannst“

Zurück
1.2.10. Welche Komponenten sind für die Einkommenserzielung notwendig

Es müssen 

- Angebot und

- Nachfrage

vorhanden sein.

Diese bilden je zur Hälfte die Basis für die Einkommenserzielung

Zurück
1.2.11. Welche Rechtfertigung wird bei indirekten Steuern angeführt?

Der Staat garantiert die für eine funktionierende Marktorganisation notwendige Rahmenbedingungen

Zurück
1.2.12. Durch welche Parameter wird die Steuerhöhe beeinflusst?

· Marktnutzung

Je intensiver der Bürger den Markt nutzt, desto höher die Steuer (z.B. Mwst)

Ruhender Bestand wird weniger besteuert

· Erzieltes Einkommen
Steuern sind nur auf tatsächliche Umsätze bzw. Erträge zu zahlen

d.h. wer nichts verdient, zahlt auch keine (Einkommens-)Steuern, wohl aber indirekte Steuern 
wie z.B. Mwst, da er ja die Leistungen des Marktes in Anspruch nimmt. (soweit die Theorie...)

Zurück
1.3. Welche Begrenzungen der Steuerlast gibt es?

1.3.1. Wo werden die steuerlichen Beschränkungen geregelt?

Grundlage bilden 

· die § 1-20 GG

· die kulturelle, christliche Werteordnung

Zurück
1.3.2. Welche Rechte ergeben sich aus steuerlicher Sicht durch den § 2 GG (freie Entfaltung der Persönlichkeit)?

Der § 2 garantiert die freie Entfaltung der Persönlichkeit, was aus steuerlicher Sicht bedeutet, dass der Bürger durch die Steuerlast nicht so hoch belastet werden darf, dass dieser in seiner Freiheit unzumutbar eingeengt ist.

Artikel 2

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.
Zurück
1.3.3. Welche steuerliche Auswirkung hat die Eigentumsgarantie nach § 14 GG?

Das Eigentum soll zugleich dem Wohl der Allgemeinheit dienen.

Hieraus wurde der Halbteilungsgrundsatz entwickelt, welcher besagt, dass dem Bürger mehr als die Hälfte seines Einkommens zu belassen ist.

Siehe auch Friedrich der Große – 6. politisches Testament:

Bürger, Bauer und Edelmann sind mehr als die Hälfte ihres Einkommens zu belassen.

Artikel 14

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch die Gesetze bestimmt. 

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 

Zurück
1.3.4. Welche steuerliche Auswirkung hat das Gleichheitsgebot nach § 3 GG?

· Grundsätzliche Gleichheit der Einkommensquellen, 
ungeachtet der individuellen Anstrengungen für den Erwerb.

· Besteuerungserheblich ist einzig die Höhe des erzielten Einkommens.

· Die Belastungsgleichheit erfolgt nur nach den wirtschaftlichen Tatbeständen, 
nicht nach Rechtskenntnis und Geschick in Steuerfragen (soweit die Theorie...). 

Artikel 3
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. 

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Zurück
1.3.5. Welche steuerliche Auswirkung hat der Schutz von Ehe und Familie nach § 1 und 6 GG?

Grundsätzliches:

In diesen beiden Paragraphen ist der Schutz der Menschenwürde geregelt.

Die staatliche Zukunft hängt von der Jugend ab.

Die Verantwortlichkeit für deren Erziehung liegt bei den Eltern.

Die künftige Teilhabe am demokratischen Staat sieht man am ehesten Gewährleistet, 
wenn der Jungendliche in der Geborgenheit der Familie heranwächst.

Steuerrechtliche Auswirkungen:

· Das Steuerrecht muss die Familie fördern (in keinem Fall Schlechterstellung)

· Familienexistenzminimum

· Vermögensrechtliche Freistellung des Familienhauses

· Erbschaftsrechtliche Freistellung der Weitergabe des Familiengutes auf Kinder

· usw.

Hieraus wurden die Grundsätze der Überschaubarkeit und Bestimmtheit entwickelt

Artikel 1
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 

Artikel 6

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. 

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. 

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern. 
Zurück
1.3.6. Was besagt das Gebot der Widerspruchsfreiheit und woraus wird dieses abgeleitet?

Es besagt, dass der existenznotwendige Bedarf 
im Steuerrecht nicht niedriger als 

im Sozialrecht definiert werden darf. 

Dieses leitet sich aus dem Rechtsstaatsprinzip ab.

Zurück
1.4. Gesetzmäßigkeit der Besteuerung

1.4.1. Was besagt das formelle Rechtsstaatsprinzip?

· Gebot der Rechtssicherheit

· Verbot des Übermaßes

· Prinzip der Gesetzmäßigkeit, der Gesetzesbestimmbarkeit, des Rückwirkungsverbotes

· Schutz des Vertrauens in behördliche Akte

Zurück
1.4.2. Was besagt das materielle Rechtsstaatsprinzip?

Jeder muss nach seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit herangezogen werden (Prinzip der Gerechtigkeit). 

Zurück
1.5. Steuer-Hoheiten

1.5.1. Welche Zuständigkeiten regelt § 70 ff GG und wer übt diese aus?

Grundsätzliche Unterscheidung in Gesetzgebungs-, Ertrags- und Verwaltungshoheit

Ausübung durch

· Stadtrat (z.B. Hundesteuer)

· Landtag (z.B. Biersteuer)

· Bundestag (Rest)

Zurück
1.5.2. Wer übt die Gesetzgebungshoheit aus?

Die Steuergesetzgebung liegt diese grundsätzlich beim Bund.

Bei folgenden Ausnahmen hat das jeweilige Bundesland das Gesetzgebungsrecht:

· Speiseeissteuer

· Hundesteuer

· Vergnügungssteuer

Dies ist unterschiedlich geregelt und in den § 70 ff GG festgelegt.

Artikel 70

(1) Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht. 

(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern bemißt sich nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes über die ausschließliche und die konkurrierende Gesetzgebung. 
  

Artikel 71

Im Bereiche der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes haben die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung nur, wenn und soweit sie hierzu in einem Bundesgesetze ausdrücklich ermächtigt werden. 

Zurück
1.5.3. Beschreiben Sie kurz das Gesetzgebungsverfahren

· Organ über Gesetzesinitiative aus.

· Bundesgesetze werden vom Bundestag beschlossen. 

· Sie sind nach ihrer Annahme unverzüglich dem Bundesrat zuzuleiten. 

· Dieser stimmt zu (wenn nicht Unterscheidung in zustimmungspflichtige und Einspruchsgesetze)

· Gegenzeichnung durch Bundespräsident

· Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt

· Gültigkeit

Zurück
1.5.4. Was versteht man unter Einspruchsgesetzen?

Bei diesen Gesetzen hat der Bundesrat nur ein Einspruchsrecht, welches dann ein Vermittlungsverfahren auslöst.

Bleibt es beim Einspruch so kann dieser mit entsprechender Mehrheit vom Bundestag zurückgewiesen werden.

Artikel 77

(1) Die Bundesgesetze werden vom Bundestage beschlossen. Sie sind nach ihrer Annahme durch den Präsidenten des Bundestages unverzüglich dem Bundesrate zuzuleiten. 

(2) Der Bundesrat kann binnen drei Wochen nach Eingang des Gesetzesbeschlusses verlangen, daß ein aus Mitgliedern des Bundestages und des Bundesrates für die gemeinsame Beratung von Vorlagen gebildeter Ausschuß einberufen wird. Die Zusammensetzung und das Verfahren dieses Ausschusses regelt eine Geschäftsordnung, die vom Bundestag beschlossen wird und der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die in diesen Ausschuß entsandten Mitglieder des Bundesrates sind nicht an Weisungen gebunden. Ist zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates erforderlich, so können auch der Bundestag und die Bundesregierung die Einberufung verlangen. Schlägt der Ausschuß eine Änderung des Gesetzesbeschlusses vor, so hat der Bundestag erneut Beschluß zu fassen. 

(2a) Soweit zu einem Gesetz die Zustimmung des Bundesrates erforderlich ist, hat der Bundesrat, wenn ein Verlangen nach Absatz 2 Satz 1 nicht gestellt oder das Vermittlungsverfahren ohne einen Vorschlag zur Änderung des Gesetzesbeschlusses beendet ist, in angemessener Frist über die Zustimmung Beschluß zu fassen. 

(3) Soweit zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates nicht erforderlich ist, kann der Bundesrat, wenn das Verfahren nach Absatz 2 beendigt ist, gegen ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz binnen zwei Wochen Einspruch einlegen. Die Einspruchsfrist beginnt im Falle des Absatzes 2 letzter Satz mit dem Eingange des vom Bundestage erneut gefaßten Beschlusses, in allen anderen Fällen mit dem Eingange der Mitteilung des Vorsitzenden des in Absatz 2 vorgesehenen Ausschusses, daß das Verfahren vor dem Ausschusse abgeschlossen ist. 

(4) Wird der Einspruch mit der Mehrheit der Stimmen des Bundesrates beschlossen, so kann er durch Beschluß der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages zurückgewiesen werden. Hat der Bundesrat den Einspruch mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen beschlossen, so bedarf die Zurückweisung durch den Bundestag einer Mehrheit von zwei Dritteln, mindestens der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages. 
Zurück
1.5.5. Was versteht man unter zustimmungspflichtigen Gesetzten?

Gesetze, durch die Interessen der Länder berührt werden, können nur in Kraft treten, wenn ihnen der Bundesrat ausdrücklich zustimmt (sog. Zustimmungsgesetze).
Eine Ablehnung kann vom Bundestag nicht überstimmt werden. Bundestag und Bundesregierung können lediglich durch Anrufung des Vermittlungsausschusses einen Einigungsversuch unternehmen. 
Das Mitentscheidungsrecht bei Zustimmungsgesetzen verleiht dem Bundesrat großen Einfluss auf die Gesetzgebung; in der Praxis sind die Hälfte der Bundesgesetze Zustimmungsgesetze. 
Bei den Zustimmungsgesetzen müssen sich Bundestag und Bundesrat also einig sein, wenn ein Gesetz zu Stande kommen soll. 
Gesetze, die der Zustimmung des Bundesrates bedürfen:
1. Gesetze, die die Verfassung ändern.
2. Gesetze, die das Finanzaufkommen der Länder und Gemeinden berühren. 
3. Gesetze, die in die Verwaltungshoheit der Länder eingreifen.

Zurück
1.5.6. Beschreiben Sie kurz den Bundesrat

Bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes wirken die Länder durch den Bundesrat mit. Sie bringen dabei die Interessen und Erfahrungen der Bundesländer ein. Der Bundesrat besteht aus Mitgliedern der Landesregierungen. Die Stimmen eines Landes können nur einheitlich und nur durch anwesende Mitglieder oder deren Vertreter bei Abstimmungen im Bundesrat abgegeben werden. 

Die Anzahl der Stimmen richtet sich nach der Einwohnerzahl der Bundesländer; 

jedes Land hat mindestens 3 Stimmen 

(Bremen, Hamburg, Mecklenburg​Vorpommern, Saarland). 

Länder mit mehr als 2 Millionen Einwohnern haben 4

(Berlin, Brandenburg, Rheinland​Pfalz, Sachsen, Sachsen​Anhalt, Schleswig​Holstein,Thüringen), 

Länder mit mehr als 6 Millionen Einwohnern 5 (Hessen) und 

Länder mit mehr als 7 Millionen Einwohnern haben 6 Stimmen

(Baden​Württemberg, Bayern, Niedersachsen, Nordrhein​Westfalen) 

Der Bundesrat hat 69 Mitglieder.

Zurück
1.5.7. Was versteht man unter „konkurrierender Gesetzgebung“?

Diese besagt, dass die Länder solange die Gesetzgebungshoheit besitzen, wie der Bund von seinem Recht zur Gesetzgebung keinen Gebrauch macht.

Grundsatz: „Bundesrecht bricht Landesrecht“

Artikel 72

(1) Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat. 

(2) Der Bund hat in diesem Bereich das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. 

(3) Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, daß eine bundesgesetzliche Regelung, für die eine Erforderlichkeit im Sinne des Absatzes 2 nicht mehr besteht, durch Landesrecht ersetzt werden kann.
Zurück
1.5.8. Weshalb nimmt der Bund sein Recht bezüglich der konkurrierenden Gesetzgebung häufig wahr?

Um eine Einheitlichkeit der Lebensbedingungen im gesamten Staatsgebiet zu gewährleisten wird häufig ein einheitliches Bundesgesetz verabschiedet.

Zurück
1.5.9. Warum fällt die Gewerbesteuer unter die konkurrierende Gesetzgebung?

Gewerbesteuer (Realsteuer) wird in einem zweistufigen Akt ermittelt.

Bund legt die Bemessungsgrundlage fest.

Gemeinde konkretisiert durch gemeinde-individuellen Hebesatz (Nbg. z.B. 443%)

Zurück
1.5.10. Was versteht man unter „ausschließlicher Gesetzgebung“?

Die ausschließliche Gesetzgebung überträgt alleinig dem Bund das Recht der Gesetzgebung.

Beispiel: Zölle und Finanzmonopole

Artikel 105

(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über die Zölle und Finanzmonopole. 
(2) Der Bund hat die konkurrierende Gesetzgebung über die übrigen Steuern, wenn ihm das Aufkommen dieser Steuern ganz oder zum Teil zusteht oder die Voraussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 vorliegen. 

(2a) Die Länder haben die Befugnis zur Gesetzgebung über die örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern, solange und soweit sie nicht bundesgesetzlich geregelten Steuern gleichartig sind. 

(3) Bundesgesetze über Steuern, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden (Gemeindeverbänden) ganz oder zum Teil zufließt, bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 

Zurück
1.5.11. Was versteht man unter einem Finanzmonopol?

z.B. das Brandweinmonopol

Das Branntweinmonopol war als Finanzmonopol in Deutschland eingeführt worden. Nach umfangreichen Änderungen beschränkt sich sein Zweck heute im Wesentlichen auf die Übernahme und Vermarktung von Agraralkohol. Es schützt und ermöglicht den wirtschaftlichen Betrieb zehntausender kleiner und mittelständischer Brennereien. Das Monopol benötigt alljährlich einen Zuschuss von über 100 Mio. Euro aus dem Bundeshaushalt.

Was ist das Branntweinmonopol?
Das als Finanzmonopol eingeführte Branntweinmonopol besteht in seinen Grundzügen bereits seit 1919. Es regelt den staatlichen An- und Weiterverkauf von im deutschen Monopolgebiet hergestelltem Alkohol sowie die Einfuhr von Alkohol aus sogenannten Drittlandstaaten. Seiner Form nach ein Finanzmonopol ist es heute faktisch eine nationale Marktordnung für Ethylalkohol mit agrar- und sozialpolitischen Zielsetzungen. Das Branntweinmonopol wird von der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein - einer Bundesoberbehörde mit Sitz in Offenbach am Main - verwaltet. Der Zollverwaltung obliegen daneben umfangreiche Überwachungs- und Kontrollaufgaben. Rechtsgrundlage ist der erste Teil des Gesetzes über das Branntweinmonopol (BranntwMonG).

Zurück
1.5.12. Was versteht man unter „Rahmengesetzgebung“?

Keine Steuerrelevanz.

Der Bund kann Rahmenvorschriften für bestimmte Bereiche erlassen. Die Verfassung nennt Rechtsverhältnisse im 

· öffentlichen Dienst, 

· die Grundsätze des Hochschulwesens, 

· die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse, 

· das Jagdwesen, 

· den Naturschutz, 

· die Landschaftspflege, 

· die Bodenverteilung, 

· die Raumordnung, 

· den Wasserhaushalt und 

· das Melde​ und Ausweiswesen. 

Außerdem kann der Bund den rechtlichen Rahmen für den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung ins Ausland setzen.

Quelle: Blickpunkt Bundestag - August 1999

Zurück
1.5.13. Nach welchem Schema gehen Sie bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit eines Gesetzes vor? 

Zu prüfen sind:

· Die formelle Rechtmäßigkeit

· Die materielle Rechtmäßigkeit

Zurück
1.5.14. Wie würden Sie entscheiden: OB Mali möchte von allen männlichen Nürnbergern über 18-jahre 20 Euro für die Erneuerung und Erweiterung von Kindergartenplätzen erheben.

Formelle + materielle Richtigkeit:

Für Steuergesetzgebung (Richtung Einkommen) ist der Bund zuständig 

– siehe GG – formelle Richtigkeit nicht gegeben

18 Jahre und Kindergarten – kein rechtlicher Zusammenhang

Verstoß gegen §3 GG – Gleichheit der Geschlechter

Zurück
1.5.15. Wo und wie ist die Ertragshoheit geregelt?

Diese ist in den Paragraphen 106-107 GG geregelt und besagt, welche Anteile Bund, Länder und Gemeinden von dem Steueraufkommen erhalten.

Zurück
1.5.16. Nennen Sie einige Steuern die ausschließlich dem Bund zufallen

· Zölle

· Einfuhrumsatzsteuer

· Verbrauchssteuern (ohne Biersteuer)

· Ect.

Zurück
1.5.17. Nennen Sie einige Steuern die ausschließlich den Ländern zufallen

· Erbschaftssteuer

· KFZ-Steuer

· Grunderwerbssteuer

· Biersteuer

· Spielbankabgaben

· Ect.

Zurück
1.5.18. Nennen Sie einige Steuern die ausschließlich den Gemeinden zufallen

· Realsteuern (Grundsteuer, Gewerbesteuer)

· Hundesteuer

· Vergnügungssteuer

Zurück
1.5.19. Was versteht man unter „Gemeinschaftssteuern“?

Die Erträge aus Gemeinschaftssteuern werden auf Bund und Länder aufgeteilt.

Die wichtigsten sind:

· Einkommenssteuer

· Körperschaftssteuer

· Umsatzsteuer

Zurück
1.5.20. Was versteht man unter „Realsteuern“?

Unter Realsteuern fallen die den Gemeinden zustehenden Grund- und Gewerbesteuererträge.

 § 3 Steuern, steuerliche Nebenleistungen. - AO

(1) Steuern sind Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft; die Erzielung von Einnahmen kann Nebenzweck sein. Zölle und Abschöpfungen sind Steuern im Sinne dieses Gesetzes.

(2) Realsteuern sind die Grundsteuer und die Gewerbesteuer.

(3) Steuerliche Nebenleistungen sind Verspätungszuschläge (§ 152), Zinsen (§§ 233 bis 237),Säumniszuschläge (§ 240), Zwangsgelder (§ 329) und Kosten (§ 178, §§ 337 bis 345).

(4) Das Aufkommen der Zinsen steht den jeweils steuerberechtigten Körperschaften zu. Die übrigen steuerlichen Nebenleistungen fließen den verwaltenden Körperschaften zu.
Zurück
1.5.21. Was versteht man unter Länderfinanzausgleich?

Der Länderfinanzausgleich regelt die Ausgleichszahlungen der ertragsstarken („reichen“) reichen Bundesländer an die ertragsschwachen Bundesländer um einheitliche Lebensbedingungen in ganz Deutschland zu gewährleisten. 

Hierbei werden auch besondere Lasten mit berücksichtigt (z.B. Hafen der Stadtstaaten Hamburg und Bremen)

Artikel 107 - GG

(1) Das Aufkommen der Landessteuern und der Länderanteil am Aufkommen der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer stehen den einzelnen Ländern insoweit zu, als die Steuern von den Finanzbehörden in ihrem Gebiet vereinnahmt werden (örtliches Aufkommen). Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, sind für die Körperschaftsteuer und die Lohnsteuer nähere Bestimmungen über die Abgrenzung sowie über Art und Umfang der Zerlegung des örtlichen Aufkommens zu treffen. Das Gesetz kann auch Bestimmungen über die Abgrenzung und Zerlegung des örtlichen Aufkommens anderer Steuern treffen. Der Länderanteil am Aufkommen der Umsatzsteuer steht den einzelnen Ländern nach Maßgabe ihrer Einwohnerzahl zu; für einen Teil, höchstens jedoch für ein Viertel dieses Länderanteils, können durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ergänzungsanteile für die Länder vorgesehen werden, deren Einnahmen aus den Landessteuern und aus der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer je Einwohner unter dem Durchschnitt der Länder liegen. 
(2) Durch das Gesetz ist sicherzustellen, daß die unterschiedliche Finanzkraft der Länder angemessen ausgeglichen wird; hierbei sind die Finanzkraft und der Finanzbedarf der Gemeinden (Gemeindeverbände) zu berücksichtigen. Die Voraussetzungen für die Ausgleichsansprüche der ausgleichsberechtigten Länder und für die Ausgleichsverbindlichkeiten der ausgleichspflichtigen Länder sowie die Maßstäbe für die Höhe der Ausgleichsleistungen sind in dem Gesetz zu bestimmen. Es kann auch bestimmen, daß der Bund aus seinen Mitteln leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Finanzbedarfs (Ergänzungszuweisungen) gewährt.  

Zurück
1.5.22. Beschreiben Sie den Unterschied zwischen direkten und indirekten Steuern

Unterscheidung nach dem Willen des Gesetzgebers, wer die Steuern tragen soll

Direkte Steuern:

Steuerzahler und Steuerschuldner sind identisch

Beispiel: Einkommenssteuer, Körperschaftssteuer, Realsteuern

Indirekte Steuern:

Steuerzahler und Steuerschuldner sind nicht identisch

Beispiel: Umsatzsteuer, Abführung durch Handel, Endverbraucher muss diese aber zahlen 
(die VWL widerspricht an dieser Stelle ganz klar, aber das ist ja nicht gefragt...)

Zurück
1.5.23. Welche weiter Einteilungen können bei den Steuern gemacht werden?

· Personensteuern

Berücksichtigung der persönlichen Verhältnisse z.B. Einkommenssteuer

· Sachsteuern

Besteuerung des Gegenstandes bzw. Vorgänge des Rechtsverkehrs z.B. Realsteuern (Gewerbe- und Grundsteuer) 

· Besitzsteuern

Basis der Besteuerung = Einkommen/Ertrag z.B. Einkommenssteuer

· Verkehrssteuern

Basis 

= Geschäfte des täglichen Lebens z.B. Umsatzsteuer

· Verbrauchssteuern

Basis 

= Beschaffung von Verbrauchsgütern z.B. Mineralölsteuer

Zurück
1.5.24. Was besagt die Verwaltungshoheit?

Die Verwaltungshoheit regelt die Einzugsberechtigung der Steuerbeträge. Wer darf die Steuerbeträge im Namen des Steuergläubigers einkassieren.

Dies sind:

· Der Bund für die Bundessteuern

· Die Länder für Landes- und Gemeinschaftssteuern

· Die Gemeinden für Gemeindesteuern

Artikel 108

(1) Zölle, Finanzmonopole, die bundesgesetzlich geregelten Verbrauchsteuern einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer und die Abgaben im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften werden durch Bundesfinanzbehörden verwaltet. Der Aufbau dieser Behörden wird durch Bundesgesetz geregelt. Soweit Mittelbehörden eingerichtet sind, werden deren Leiter im Benehmen mit den Landesregierungen bestellt. 

(2) Die übrigen Steuern werden durch Landesfinanzbehörden verwaltet. Der Aufbau dieser Behörden und die einheitliche Ausbildung der Beamten können durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates geregelt werden. Soweit Mittelbehörden eingerichtet sind, werden deren Leiter im Einvernehmen mit der Bundesregierung bestellt. 

(3) Verwalten die Landesfinanzbehörden Steuern, die ganz oder zum Teil dem Bund zufließen, so werden sie im Auftrage des Bundes tätig. Artikel 85 Abs. 3 und 4 gilt mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Bundesregierung der Bundesminister der Finanzen tritt. 

(4) Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, kann bei der Verwaltung von Steuern ein Zusammenwirken von Bundes- und Landesfinanzbehörden sowie für Steuern, die unter Absatz 1 fallen, die Verwaltung durch Landesfinanzbehörden und für andere Steuern die Verwaltung durch Bundesfinanzbehörden vorgesehen werden, wenn und soweit dadurch der Vollzug der Steuergesetze erheblich verbessert oder erleichtert wird. Für die den Gemeinden (Gemeindeverbänden) allein zufließenden Steuern kann die den Landesfinanzbehörden zustehende Verwaltung durch die Länder ganz oder zum Teil den Gemeinden (Gemeindeverbänden) übertragen werden. 

(5) Das von den Bundesfinanzbehörden anzuwendende Verfahren wird durch Bundesgesetz geregelt. Das von den Landesfinanzbehörden und in den Fällen des Absatzes 4 Satz 2 von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) anzuwendende Verfahren kann durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates geregelt werden. 

(6) Die Finanzgerichtsbarkeit wird durch Bundesgesetz einheitlich geregelt. 

(7) Die Bundesregierung kann allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen, und zwar mit Zustimmung des Bundesrates, soweit die Verwaltung den Landesfinanzbehörden oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) obliegt. 
Zurück
1.5.25. Was versteht man unter Eingriffsverwaltung?

Steuerrecht = Eingriffsverwaltung (Staat erhebt Steuern)

Zurück
1.5.26. Beschreiben Sie kurz den Aufbau der Finanzverwaltung

Finanzbeamte fallen unter die Länderhoheit, welche auch die Verwaltungszuständigkeit besitzen

Konkretes Beispiel:

Finanzamt Nbg.-Nord, Süd und Zentralfinanzamt

Oberfinanzdirektion (Zoll- und Steuerabteilung) – eher Verwaltungsaufgaben

Bay. Staatsministerium der Finanzen (Beratung der Finanzämter)

Bundesministerium für Finanzen

Zurück
1.5.27. Welche Zweck erfüllt die Richtliniensammlung?

Um eine Einheitlichkeit der Gesetzesauslegung im gesamten Staatsgebiet zu gewährleisten gibt es die Richtliniensammlung, welche durch den Bundesfinanzminister in Absprache mit den Ländern erlassen wird.

Zurück
2. Einkommenssteuer

2.1. Persönliche Steuerpflicht

Klärt die Frage welcher Personenkreis unter das Einkommenssteuergesetz fällt (EstG)

2.1.1. Welche Personengruppen sind Einkommenssteuerpflichtig?

Alle natürlichen Personen sind Einkommenssteuerpflichtig.

Die Nationalität der Person spielt hierbei keine Rolle!

Die Steuerpflicht beginnt mit der Geburt und endet mit dem Tod.

Hierunter fallen auch Personengesellschaften wie 

· Gemeinschaft

· Gesellschaft des bürgerlichen Rechts

· die OHG (offene Handelsgesellschaft)

· Kommanditgesellschaft

· usw.

Zurück


2.1.2. Welcher weiteren Voraussetzungen müssen für die Einkommenssteuerpflicht vorliegen?

· Natürliche Person

· Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Inland.

Gewöhnlicher Aufenthalt   = i.d.R. zeitlich zusammenhängender Aufenthalt von mehr als 6 Monaten

Zurück
2.1.3. Erklären Sie den Unterschied zwischen beschränkter und unbeschränkter Steuerpflicht

Unbeschränkte Steuerpflicht 

Besteht, wenn der Wohnsitz im Inland liegt. Hier gilt das sog. Universalitätsprinzip, 
d.h. das sog. Welteinkommen wird für die Berechnung herangezogen. 

Beschränkte Steuerpflicht

Hier wird zwar im Inland Einkommen erzielt, aber der Wohnsitz befindet sich im Ausland.

Dies hat zur Folge, dass die §1 Abs 2, und §3, sowie §1a keine Anwendung finden. 

Handelt es sich um inländische Einnahmen nach § 49 so steht der Bundesrepublik das Besteuerungsrecht zu.

Zurück
2.1.4. Was versteht man unter Welteinkommen?

Das Welteinkommen fasst alle Einnahmen zusammen, unabhängig davon, ob diese im In- oder Ausland entstanden sind.

Zurück
2.1.5. Was ist und wozu dienen Doppelbesteuerungsabkommen?

Bei Einkünften im Ausland kommt es durch die deutsche Steuerpflicht (Welteinkommen) evtl. zu doppelter Besteuerung von Einnahmen (in Ausland und in Deutschland). 

Durch Ausgleichsregelungen (Anteil der im Inland oder Ausland zu versteuernden Einkunftsanteile) wird sichergestellt, dass es zu keiner doppelten Besteuerung kommt. 

Zurück
2.1.6. Wie werden die Gewinnanteile von Komplementär und GmbH steuerlich betrachtet?

· Komplementär (vollhaftender Gesellschafter der KG) 
= Einnahmen aus Gewerbebetrieb 

· Gewinnanteil des GmbH-Gesellschafters


= Einnahmen aus Kapitalvermögen

Zurück
2.1.7. Wie werden juristische Personen besteuert?

Juristische Personen zahlen Körperschaftssteuer = Einkommenssteuer für juristische Personen.

Dies sind z.B.

· GmbH

· AG

Zurück
2.2. Sachliche Steuerpflicht

Klärt die Frage welche Tatbestände erfüllt sein müssen, um eine Einkommenssteuerpflicht entstehen zu lassen

2.2.1. Nach welcher Gliederungen werden die Einkunftsarten unterschieden?

Gemäß § 2 EstG erfolgt die Einteilung der 7 Einkunftsarten in: 

· Gewinneinkunftsarten

· Land- und Forstwirtschaft

· Gewerbebetrieb

· Selbstständige Arbeit

· Überschusseinkunftsarten

· Nichtselbstständige Arbeit

· Kapitalvermögen

· Vermietung und Verpachtung

· Sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 EstG

Zurück
2.2.2. Welche Besonderheiten sind bei den in § 3 EstG aufgeführten steuerfreien Einnahmen zu beachten?

Grundsätzlich gilt: wer keine Einnahmen erzielt, kann auch keine Ausgaben geltend machen!

· Der Progressionsvorbehalt

· Ausgaben, die im Zusammenhang mit steuerfreien Einnahmen stehen, sind nicht abzugsfähig

Zurück
2.2.3. Nennen Sie einige steuerfreie Einnahmen

· Leistungen aus Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung

· Arbeitslosengeld, -Hilfe

· usw.

Zurück
2.2.4. Nach welchem Grundsatz wir die Steuerhöhe bemessen?

Nach der Leistungsfähigkeit gemessen anhand der laufenden Einnahmen (Gewinn bzw. Überschuss).

Zurück
2.2.5. Wie wird die persönliche Leistungsfähigkeit ermittelt und welche Bereiche werden hierbei berücksichtigt?

Betrieblich/beruflicher Bereich

· Alle Einnahmen im Rahmen der 7 Einkunftsarten

· Abzüglich aller Ausgaben

Privater Bereich 

· Kein Berücksichtigung von Ausgaben

· Ausnahme: Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastung

Zurück
2.2.6. Definieren Sie die Begriffe Einnahme, Einkunft und Einkommen

Einnahme

- Werbungskosten

= Einkünfte

Einkünfte

- Sonderausgaben / außergewöhnliche Belastung

= Einkommen

Zurück
2.2.7. Wie errechnet sich das zu versteuernde Einkommen?

[image: image1.png]Das zu versteuernde Einkommen ermittelt sich gem. § 2 Abs. 1 bis 5 EStG wie folgt:

+
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Gewinneinkiinfte (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 EStG):
Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 EStG)
Einkiinfte aus Gewerbebetrieb (§ 15 EStG)
Einkiinfte aus selbststindiger Arbeit (§ 18 EStG)

Uberschusseinkiinfte (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 EStG):
Einkiinfte aus nichtselbststindiger Arbeit (§ 19 EStG)
Einkiinfte aus Kapitalvermogen (§ 20 EStG)

Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG)
Sonstige Einkiinfte (§ 22 EStG)

Summe der Einkiinfte

~ =~

Altersentlastungsbetrag (§ 24 a EStG)
Freibetrag fiir Land- und Forstwirte (§ 13 Abs. 3 EStG)

Gesamtbetrag der Einkiinfte (§ 2 Abs. 3 EStG)

[

Verlustabzug (§ 10 d EStG)
Sonderausgaben (§§ 10, 10 b, 10 ¢ EStG)
aullergewohnliche Belastungen (§§ 33 - 33 ¢ EStG)

Einkommen (§ 2 Abs. 4 EStG)

Freibetriige nach § 32 Abs. 6 EStG

(sofern die gebotene steuerliche Freistellung durch das Kindergeld nicht in vollem
Umfang bewirkt wird)

Haushaltsfreibetrag (§ 32 Abs. 7 EStG)

Hirteausgleich (§ 46 Abs. 3 EStG, § 46 Abs. 5 EStG i.V. mit § 70 EStDV)

Zu versteuerndes Einkommen (§ 2 Abs. 5 EStG) |

Die tarifliche Einkommensteuer ergibt sich dann durch Anwendung der Grundtabelle
bzw. Splittingtabelle auf das zu versteuernde Einkommen.

Der Einkommensteuer unterliegen ausschlieBlich die oben erwihnten sieben Einkunfts
arten (Gewinn- und Uberschusseinkiinfte).




Zurück
2.2.8. Welche Unterschiede bestehen zwischen Lohn- und Einkommenssteuer?

Lohnsteuer 

Jahressteuerabrechnung

Wird direkt vom AG einbehalten und mtl. abgeführt

Befriedungseffekt, da regelmäßig ein gleichbleibendes Nettoeinkommen zur Verfügung steht 

Einkommenssteuer

Jahressteuerabrechnung

Vorauszahlungspflicht z.B. mtl., Quartal, ect.

Zurück
2.3. Veranlagungsformen

2.3.1. Welcher Veranlagungszeitraum wird bei der Est angesetzt?

Die Einkommenssteuer ist eine Jahressteuer § 25 EstG

Der Veranlagungszeitraum ist ein Kalenderjahr (Startzeitpunkt nicht immer der 01.01.!)

Jeder Steuerpflichtige ist einzeln zu veranlagen

Ausnahme: Ehegattensplitting nach § 26 ff EStG

Zurück
2.4. Einkunftsarten

2.4.1. Welche Grundsätze sind bei der Einkunftsermittlung zu berücksichtigen

Es bestehen verschiedene Einkunftsermittlungsvorschriften (Gewinn/Überschuss).

Es ist also zu prüfen welcher Einkunftsart die Einnahme/Ausgabe zuzuordnen ist.

Aufwendungen für die private Lebensführung dürfen nicht abgezogen werden.

Ausnahme: Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen

Zurück
2.4.2. Wie werden Gewinneinkünfte ermittelt?

Gewinn = der Unterschied zwischen dem Betriebsvermögen zu Begin und am Ende eines Jahres .

Zu berücksichtigen sind unterjährig die Betriebsausgaben und –Einnahmen.

Der Gewinn ist um Entnahmen und Einlagen (durch den/die Eigentümer) zu berichtigen.

Ertrag

- Ausgaben

+ Entnahmen

- Einlagen

= Gewinn

Gewinn als steuerliche Basis wird bei folgenden Gewinneinkunftsarten ermittelt

· Land- und Forstwirtschaft

· Gewerbebetrieb

· Selbstständige Arbeit

Zurück
2.4.3. Weshalb erfolgt bei der Gewinnermittlung die Berichtigung um Entnahmen und Einlagen?

Berichtigung der Differenz des Betriebsvermögens zu Beginn und Ende der Abrechungsperiode um einnahmenfremde Einflussgrößen.

· Einlagen erhöhen die Differenz und damit den steuerlichen Gewinn, 
würde zu einer höheren Steuerbelastung führen.

· Entnahmen vermindern die Differenz und damit den steuerlichen Gewinn, 
würden zu einer niedrigeren Steuerbelastung führen. 

Beispiele:

Investition eines Lottogewinnes in den Gewerbebetrieb = Einlage = Steuerneutral

Zurück
2.4.4. Wie wirkt sich der Verzehr von selbstgebackenen Brötchen des selbstständigen Bäckers aus? 

Eigenverbrauch wird wie Entnahme in Naturalien betrachtet, als dem Gewinn hinzugerechnet

Zurück
2.4.5. Wie wirkt sich die Anschaffung einer Maschine einkommenssteuerlich aus?

Gar nicht, da es hierbei ja lediglich zu einer Bilanzverschiebung zwischen Kapital und Anlagevermögen kommt und das Betriebsvermögen hiervon nicht beeinflusst wird. 

Zurück
2.4.6. Wie wirkt sich die Abschreibung einer Maschine einkommenssteuerlich aus?

Die Abschreibung erhöht das Betriebsvermögen = steuerpflichtig.

Hier gehen wir dann am Besten zur Innen-Eigenfinanzierung über, um diesen Effekt etwas zu mildern... (Anmerkung der Redaktion) 

Zurück
2.4.7. Wie werden Überschusseinkünfte ermittelt?

Einkünfte = Einnahmen – Werbungskosten (für alle Überschusseinkunftsarten ansetzbar!!)

Überschüsse werden bei folgenden Überschusseinkunftsarten als steuerliche Basis herangezogen

· Nichtselbstständige Arbeit

· Kapitalvermögen

· Vermietung und Verpachtung

· Sonstige Einkünfte

Zurück
2.4.8. Wann spricht man von subsidiaren Einkunftsarten und welche Auswirkungen haben diese?

Sind die Erträge anderen Einkunftsarten zuzurechnen so haben diese Vorrang vor den Nebeneinkunftsarten.

Zu den Nebeneinkunftsarten zählen:

· Einkünfte aus Kapitalerträgen

· Sonstige Einkünfte

Vorrang haben:

· Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft

· Einkünfte Aus Gewerbebetrieb

· Einkünfte aus selbständiger Arbeit

· Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit ???

· Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

Zurück
2.4.9. Welche Abgrenzungsprobleme kennen Sie?

Zwischen Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft / Gewerbebetrieb

Beispiel: Verkäufe eines Landwirtes auf dem Wochenmarkt  (ist Land- und Forstwirtschaft)

Zwischen Gewerbebetrieb / selbstständiger Arbeit

Beispiel: Künstler, Musiker, oder ähnliche Berufe des § 18 EstG

Zwischen Gewerbebetrieb / Vermietung und Verpachtung

Beispiel: Verkauf von Eigentumswohnungen

Zwischen selbstständiger / nichtselbstständiger Arbeit

Beispiel: freie Mitarbeiter

Zwischen Gewerbebetrieb /Kapitalvermögen

Beispiel: stiller Gesellschafter (i.d.R. aus Kapitalvermögen)

Zurück
2.5. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft § 13 EStG

2.5.1. Charakterisieren Sie kurz die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft

· Ausnutzung der Urkraft des Bodens

· Tierzucht und Tierhaltung in bestimmten Grenzen ebenfalls mit enthalten

· Voraussetzung ist eine gewisse Betriebsgröße

· Veranlagung nach einem Wirtschaftsjahr (Landwirtschaft z.B. 01.07 bis 30.06. Folgejahr)

Zurück
2.5.2. Wie wirkt sich aus steuerlicher Sicht der Zukauf von Handelsware aus?

Der Zukauf ist bis zu einem gewissen Grade (Einkaufswert nachhaltig – über 3 Jahre – unter 30%) steuerlich unschädlich.

Wird diese Grenze überschritten liegen ab dem nächsten Jahr  Einkünfte aus einem Gewerbebetrieb vor.

Zurück
2.6. Einkünfte aus Gewerbebetrieb - § 15 EstG

= Gewinneinkunftsart (Basis Gewinn)

2.6.1. Wann geht man von einem Gewerbebetrieb aus?

· Selbstständigkeit

Fehlende Weisungsgebundenheit

Unternehmerisches Risiko und Unternehmerische Initiative

· Nachhaltigkeit

Absicht der Wiederholung (keine Einmaligkeit)

· Gewinnerzielungsabsicht

Es genügt die Vermutung einer Gewinnerzielungsabsicht

Achtung: private Neigung = Liebhaberei – kein Gewerbebetrieb!

· Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr

Erscheinungsbild nach außen

Den Willen hierzu zu erkennen geben

Kurz:  

In Ort, Art und Zeit frei verfügbar, nachhaltig auf Gewinnerzielung gerichtet  und im allgem. Wirtschaftlichen Verkehr erzielt. 

Basis: Leistung und Gegenleistung!

Zurück
2.6.2. Welche Tatsachen verhindern die Annahme gewerblicher Einkünfte?

Zusätzliche Einkünfte aus

· Land- und Forstwirtschaft

· selbstständiger Arbeit

Zurück
2.6.3. Wie wird das Betriebsvermögen unterschieden?

Notwendiges Betriebsvermögen


Zum Geschäftsbetrieb unmittelbar notwendig

Gewillkürtes Betriebsvermögen 

Nicht notwendig – keine steuerliche Berücksichtigung

Zurück
2.6.4. Grenzen Sie Einnahme von Ausgaben ab

Einnahmen

· Alles, was das Betriebsvermögen betrifft (auch Ersatz)

· Falls auf Einnahmen aus privaten Gründen verzichtet wird – Entnahme

· Falls Wirtschaftsgüter dem Betreib aus dem Privatvermögen des Steuerpflichtigen zur Verfügung gestellt werden – Einlage

Ausgaben

· Keine Aufteilung bei gemischten Ausgaben (betrieblich / privat - außer Auto, Telefon) gem. §4

· Ausgaben für Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens – Afa

· Falls an nahestehende Personen tatsächlich vollzogen, rechtswirksam, Fremdvergleich

· Zahlungen an Dritte für Darlehen, stille Gesellschafter

Zurück
2.6.5. Nach welchem Schema wird die Anrechenbarkeit von Aufwendungen beurteilt?

· In voller Höhe, 
wenn laufender Aufwand, Finanzierungskosten, ect.

· Teilweise, 

wenn Wirtschaftsgut des Anlagevermögens, Afa, ect.

· Nicht, 

wenn Privataufwendungen

Zurück
2.6.6. Exkurs: Warum ist „betteln“ nicht Einkommensteuerpflichtig?

Weil hier die Gegenleistung fehlt.

Zurück
2.6.7. Welche Steuer fällt neben der Einkommenssteuer bei einem Gewerbebetrieb stets an (Freibeträge unberücksichtigt)?

Gewerbesteuer in Höhe von ca. 20% des Gewinns

Zurück
2.7. Einkünfte aus selbstständiger Arbeit - § 18 EstG

= Gewinneinkunftsart (Basis Gewinn)

2.7.1. Welche Tätigkeiten fallen unter die Kategorie „selbstständige Arbeit“?

· Einkünfte aus freiberuflichen Tätigkeiten

· qualifizierte Tätigkeiten („universitäre Ausbildung“) 

z.B. wissenschaftliche-, künstlerische-, schriftstellerische- und erzieherische Tätigkeiten 

· Tätigkeiten aus Katalogberufen

z.B. Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Steuerberater, ect.

· ähnliche Berufe

z.B. Hebamen, Heilmasseure, EDV-Berater nur im Bereich der Systemtechnik

· Sonstige selbstständige Tätigkeiten

z.B. Testamentsvollstrecker, Vermögensverwalter, Aufsichtsratsmitglieder, ect.

Zurück
2.7.2. Was versteht man unter Katalogberufen?

Diese Berufe sind einzeln, katalogartig im EstG in § 18 aufgeführt

Zurück
2.7.3. Kann eine Person mit Einkünften aus selbstständiger Arbeit auch Angestellte haben und gelten die Einkünfte dennoch als „selbständige Arbeit“?

Grundsätzlich ja.

Voraussetzung:

· Eigene Fachkenntnisse

· Leitend und eigenverantwortlich tätig

Beispiel:

Übersetzer hat Büro mit weiteren in der gleichen Sprache tätigen Übersetzern.

Zurück
2.7.4. Ist der Gewinn aus selbstständiger Arbeit gewerbesteuerpflichtig?

Nein, da ja kein Gewerbe.

Zurück
2.7.5. Wie wird ein Musiker in der Praxis betrachtet?

i.d.R. als Arbeitnehmer und nicht als Selbstständiger.

Hat Vorteile bei der Steuererhebung (erfolgt durch den Arbeitgeber)

Zurück
2.7.6. Wie wird in der Praxis eine künstlerische Tätigkeit bewertet?

Pragmatische Unterscheidung:

Meistersingerhalle 
= Künstler/Selbstständiger

Bierzelt


= Gewerbebetrieb

In die Entscheidung fließt allerdings eine „Gestaltungshöhe“ mit ein.

Zurück
2.7.7. Wie wird in der Praxis eine Schriftsteller bewertet?

Aktuell großzügige Auslegung – Selbstständiger.

Zurück
2.7.8. Wie wird unter diesen Gesichtspunkten z.B. Boris Becker bewertet?

Gewerbebetrieb.

Zurück
2.7.9. Wie sind Schmiergelder steuerlich zu bewerten? § 4,5,1

Ist für den Gewerbetreibenden sehr wohl eine Betriebsausgabe, da keine Geschenk .

Zurück
2.7.10. Wie sind Geschenke steuerlich zu bewerten?

Geschenk zu Weihnachten = nicht auftragsgebunden deshalb als Geschenk zu werten.

????

Zurück
2.8. Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit - § 19  EstG

= Überschusseinkunftsart (Basis Einnahme - Werbungskosten)

2.8.1. Was zählt als Einnahmen?

Einnahmen sind alle Güter, die in Geld oder Geldeswert bestehen und dem Steuerpflichtigen im Rahmen einer der Einkunftsarten zufließen.

Ausnahme:

Sachzuwendungen unter 50,- Euro sind nicht anzusetzen und stellen keine geldwerten Vorteil dar

Zurück
2.8.2. Sind alle Einnahmen steuerpflichtig?

Im Rahmen des Arbeitsverhältnisses – ja

Bei „Gelegenheit“ – nein (deswegen ist z.B. Diebstahl auch nicht steuerpflichtig, da Gelegenheit)

Zurück
2.8.3. Nennen Sie einige Beispiele für Einnahme und deren steuerliche Bewertung

Gehalt


steuerpflichtig

Trinkgeld

steuerpflichtig

Gehaltsversprechen
nur tatsächliche Zahlung relevant

Blumenstrauß

steuerfrei

Arbeitslosengeld

steuerfrei

Lottogewinn

steuerfrei

Krankengeld

steuerfrei

Rückzahlung von Krankenversicherungsprämien steuerfrei

Zurück
2.8.4. Nennen Sie einige Beispiele für Ausgaben und deren steuerliche Bewertung - Werbungskosten

Kauf eins Fachbuches

Werbungskosten

Englischkurs in London

nicht anrechenbar, wenn „Urlaubsvermutung“ nahe liegt

Neues Kleid – nur beruflich

nicht anrechenbar

Zurück
2.8.5. Sind auch fiktive Kosten als Werbungskosten absetzbar?

Nein, nur real entstandene Kosten

Zurück
2.8.6. Wie ist Trinkgeld zu behandeln? § 3 Abs. 51

Grundsätzlich steuerpflichtige Einnahme.

Freibetrag 2.400 DM 

 Zurück
2.8.7. Wie gehen Sie vor, wenn folgender Sachverhalt zu prüfen ist:
Verkauf der Ernte von 5 Steigen Johannisbeeren in der Hofeinfahrt 

Prüfung welche/ob eine der 7 Einkunftsarten zutrifft

· Land- und Forstwirtschaft
= nein (Betriebsgröße zu gering)

· Selbständige Arbeit

= nein (keine wissenschaftlich Ausbildung notwendig)

· Sonstige Einkünfte

= nein (subsitäre Einkunftsart)

· Gewerbebetrieb?

· Gewerbe 

= ja

· Selbstständig
= ja

· Gewinnabsicht
= ja

· Nachhaltigkeit
= ja 
(Nachhaltigkeit bei >4 Stück schon gegeben – ob an ein oder mehrere Kunden verkauft ist hierbei unerheblich!)

Zwischenergebnis = Einnahme aus Gewerbebetrieb

Entstand ein Gewinn?

Nein, da die Johannisbeeren als Einlage aus dem Privatvermögen gelten und sich somit das Betriebsvermögen nicht verändert hat = Gewinn 0

Zusätzliche Betrachtung (nicht prüfungsrelevant):

Ust = nein

Gewerbesteuer = ja

Zurück
2.8.8. Wie ist folgender Fall zu beurteilen:
Sie kaufen das Buch Steuergesetze für 10 Euro und verkaufen dies wieder für 15 Euro

Steuerfrei, da keine der 7 Einkunftsarten

Zurück
2.8.9. Wie ist folgender Fall zu beurteilen:
Ein Rechtsanwalt kauft das Buch Steuergesetze für 10 Euro und verkauft dies wieder für 15 Euro

Steuerpflichtig, da das Betriebsvermögen steigt.

Zurück
2.8.10. Auf welche Besonderheit ist bei der Bewertung des Betriebsvermögens zu achten?

Bedingt durch die sehr zurückhaltende Bewertung des Vermögens (pessimistischer Ansatz u.a. wegen Vorschriften des HGB aus Gründen des Gläubigerschutzes), fällt der Wert eher geringer als der aktuelle Marktwert aus.

Zurück
2.8.11. Wie nennt man die Differenz von Bilanzwert und realem Wert von Anlagegütern?

Errechung des Anlagevermögens = Anschaffungskosten minus AfA

Differenz zum realen Wert  = stille Reserve

Zurück
2.8.12. Welche Steuerliche Effekte ergeben sich aus der Beschäftigung von Angehörigen?

40000€ Gewinn ergibt bei 40% Steuersatz

16.000,- Steuerlast ESt



plus Gewerbesteuer
 
03.200,-



Gesamtsteuerlast


19.200,-

Angehöriger erhält 5000€ Gehalt

35000 € Gewinn




14.000,-




plus Gewerbesteuer
02.800,-




Gesamt


16.800,-

Fazit: ergibt 2.400 Steuerersparnis

Zurück
2.8.13. Was ist bei der Beschäftigung von Angestellten zu beachten?

Gehalt muss einer Überprüfung standhalten 

Vergleichsgröße = Gehaltsanspruch eines unbeteiligten Dritten

Zurück
2.8.14. Welche Besonderheit ergibt sich aus unterjähiger Arbeitslosigkeit?

Besteuerung des Arbeitseinkommens bei Arbeitslosigkeit

Arbeitnehmer:

Januar-August

30.000€

September-Dezember
15.000€ Arbeitslosengeld


Ergibt keine Steuerrückzahlung, da die „Leistungsfähigkeit des Steuer​pflichtigen“ als Basis dient und man hier davon ausgeht, dass die Besteuerung höher ausfallen kann (Projektion des Einkommens auf 45.000 €) als bei einem AN der das gesamte Jahr nur 30.000 € verdient hat.
Fazit: es erfolgt trotz Arbeitslosigkeit keine Steuerrückzahlung!!

Zurück
2.9. Einkünfte aus Kapitalvermögen - § 20  EstG

= Überschusseinkunftsart (Basis Einnahme - Werbungskosten)

2.9.1. Nennen Sie die beiden wesentlichen Kapitalerträge

· Beteiligungserträge (Dividendenerträge, Einnahme als stiller Gesellschafter HGB, ect.)

· Zinsen aus Kapitalforderungen (z.B. Sparbuch, ect.)

Zurück
2.9.2. Wie sind Kapitalerträge steuerlich zu werten, wenn diese evtl. auch anderen Einkunftsarten zugerechnet werden könnten? 

Kapitalerträge sind Nebeneinkunftsart

Es gilt die Subsidiaritätsregel, welche besagt dass die Einkunftsart „Einkünfte aus Kapitalerträgen“ dann zurücktritt, wenn andere Einkunftsarten (außer Vermietung und Verpachtung, sonstige Einkünfte) ebenfalls denkbar wären. 

Zurück
2.9.3. Was versteht man unter einem Partiarisches Darlehen? 

Gewinnbeteiligung incl. Stille Reserven = atypische stille Gesellschaft

Zurück
2.10. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung - § 21  EstG

= Überschusseinkunftsart (Basis Einnahme - Werbungskosten)

2.10.1. Welcher Grundsatz gilt bei der steuerlichen Betrachtung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung?

Die Quelle bleibt unberücksichtigt.

Es zählt also nur der Überschuss nicht der Wert der Basis (Immobilie).

Zurück
2.10.2. Wann beginnt bei Kauf eines gebrauchten Gebäudes die Afa zu laufen?

Die beginnt bei jedem Kauf erneut zu laufen.

Beispiel:

Wechselt ein Schloss alle 50 Jahre den Besitzer, so kann jeder der Besitzer die volle Afa in Anspruch nehmen, obwohl das Gemäuer selbst bereits mehrere hundert Jahre alt ist. 

Zurück
2.10.3. Was versteht man unter „anschaffungsnahe Aufwendungen“?

Herstellungskosten die in zeitlicher Nähe zur Anschaffung des Gebäudes gemacht werden.

Zurück
2.10.4. Wie sind Herstellungsaufwendungen steuerlich zu behandeln?

Diese gehören zu den Herstellungskosten und müssen über den Abschreibungszeitraum (i.d.R. 40-50 Jahre) als Afa angesetzt werden.

Hierzu zählen auch Aufwendungen für eine wesentliche Substanzmehrung durch Schaffung von „Neuem“, erhebliche Wesensänderung oder deutliche Verbesserung des Gebäudes (Ausbau, Anbau, Umbau).

Zurück
2.10.5. Wie sind die Erhaltungsaufwendungen abzugrenzen?

Diese können sofort als Werbungskosten abgesetzt werden.

Hierzu zählen:

· Laufende Instandhaltung und Instandsetzung (z.B. Reparaturen)

· Erneuerung bereits vorhandener Teile, Einrichtungen oder Anlagen (z.B. Fenster, Dacheindeckung, ect.)

Zurück
2.10.6. Wie sind die Erweiterungsaufwendungen abzugrenzen?

Diese werden als Herstellungskosten bewertet und sind somit über die Afa abzugsfähig.

Hierzu zählen:

· Erstellung bisher nicht vorhandener Teile (Anbau, ect.)

Zurück
2.10.7. Bewerten Sie folgenden Fall:
Haus mit 5 Parteien, wird aufgeteilt in 5 ETW
ursprünglicher Wert 1 Mio., Wert der 5 ETW ergibt 1,5 Mio.
Ist der Gewinn als Einkunft aus Gewerbebetrieb zu werten?

Voraussetzungen nach § 15, Abs. 2

· Selbstständig

= ja

· Gewinnerzielungsabsicht
= ja

· Allgem. wirtschaftl. Verkehr
= ja

· Nachhaltigkeit ? 

dauerhaft oder mind. 4 x ?

Wäre bei dem Verkauf aller ETW innerhalb eines bestimmten Zeitraumes (ca. 2-3 Jahren) gegeben.

Bilanztechnische Sicht:

Anfangsvermögen 0

Im Jahr der Einbringung des Hauses = 1 Mio.

Vermögensmehrung = 1 Mio. abzügl. Einlage 1 Mio. = 0

Nach dem Verkauf:

Vermögensmehrung um 0,5 Mio. 

= Steuerpflichtig als Einnahme aus Gewerbebetrieb, wenn innerhalb obiger Frist, sonst keine Steuerpflicht

 Zurück
2.10.8. Wie ist eine Untervermietung eines Zimmers einer Mietwohnung steuerlich zu werten?

Sofern die Vermietung zulässig ist (Mietvertrag) sind die Einnahmen als Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung anzusehen.

Beispiel:

Eine Untervermietung an die Lebensgefährtin ist zulässig – Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

Hierbei können dann auch evtl. Renovierungskosten geltend gemacht werden

Zurück
2.10.9. Wie sind die Kosten für ein Arbeitszimmer zu werten?

Absetzbarkeit in Form von Werbungskosten nurmehr bei Lehrkräften

Zurück
2.11. sonstige Einkünfte - § 22  EstG

= Überschusseinkunftsart (Basis Einnahme - Werbungskosten)

2.11.1. Welche Besonderheit stellt die Einkunftsart „sonstige Einkünfte“ dar?

= ist eine der subsitären Einkunftsarten, kommt nur zum Tragen, sofern keine andere Einkunftsart zutrifft

Zurück
2.11.2. Welche Einkünfte zählen zu den Sonstigen Einkünften?

Diese werden in § 22 EstG einzeln in einer Aufzählung aufgeführt.

Nur diese zählen zu den sonstigen Einnahmen!!

· Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen

Renten (lebenslängliche/abgekürzte Leibrente)

· Einkünfte aus Unterhaltsleistungen

z.B. Ehegattenunterhalt

· Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften

Maßgeblich ist der Zeitpunkt zwischen Anschaffung und Veräußerung

Bei Grundstücken nicht mehr als 10 Jahre

Andere Wirtschaftsgüter z.B. Wertpapieren nicht mehr als 1 Jahr

Beispiel:

Verkauf eines Grundstückes – Wertsteigerung ist Einnahme, 
wenn weniger als 10 Jahre zwischen Kauf und Verkauf liegen!

· Einkünfte aus Leistungen

z.B. 

· gelegentliche Vermittlungen

· Vermietung beweglicher Gegenstände

· Entgelte aus Fahrgemeinschaften

· Einkünfte aus Abgeordnetenbezügen
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Zurück
2.12. steuerliche Berücksichtigung von Kosten für private Lebensführung – Sonderausgaben

2.12.1. Zu welcher Art von Ausgaben zählen Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen?

Beides sind Kosten der privaten Lebensführung, welche als Ausnahme von Grundsatz des § 12 EstG abzugsfähig sind.

Zurück
2.12.2. Wie unterscheiden sich Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen?

· Sonderausgaben sind abzugsfähig, 
weil dies aus wirtschaftlichen oder sozialpolitischen Gründen ausdrücklich erlaubt ist.

· Außergewöhnliche Belastungen sind abzugsfähig,
weil die Berücksichtigung der individuelle Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen dies erforderlich machen 

Zurück
2.12.3. Nach welchen Kriterien können Sonderausgaben unterteilt werden?

· Vorsorgeaufwendungen und 

· übrige Sonderausgaben

· (Verlustabzug – ist steuerlich wie Sonderausgabe zu werten)

Abzugsfähigkeit 

· beschränkt (Vorsorgeaufwendungen) 

· unbeschränkt (übrige Sonderausgaben)

Zurück
2.12.4. Was versteht man unter einer Vorsorgepauschale?

Auf den Arbeitslohn bezogene Pauschale, welche in Anrechung kommt, sofern keine einzeln nachgewiesenen Vorsorgeaufwendungen zum Tragen kommen.

Zurück
2.12.5. Nennen Sie einige Beispiele der zu den begünstigten Vorsorgeaufwendungen zählenden Ausgaben

· Krankenversicherung

· Pflegeversicherung

· Unfallversicherung

· Haftpflichtversicherungen

· Ges. Renten- und Arbeitslosenversicherung

· Versicherungen auf den Erlebens- und Todesfall („Lebensversicherungen“)

· Freiwillige Pflegeversicherungen


Nicht abzugsfähig sind z.B. 

· Sachversicherungen

· Rechtsschutzversicherungen

· Bausparkassenbeiträge

Zurück
2.12.6. Nennen Sie einige „übrige Sonderausgaben“

· Unterhaltsleistungen 
(z.B. Ehegattenunterhalt aber nur bei Zustimmung des Ehegatten – 
für diesen sind die Leistungen dann als sonstige Einkünfte zu versteuern)

Beachte: nicht Kinderunterhalt!

· Kirchensteuer

· Steuerberatungskosten

· Berufsausbildungskosten (in einem nicht ausgeübten Beruf )
Beachte: Weiterbildungskosten sind Werbungskosten!!

· Schulgeld (z.B. Privatschule max. 30%)

· Spenden 
= freiwillige Zuwendungen (ohne Gegenleistung) zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke

z.B. für

mildtätige, kirchliche, religiöse, wissenschaftliche, gemeinnützige Zwecke

Zurück
2.12.7. Charakterisieren Sie kurz den Verlustabzug

Beim Verlustabzug geht es nach § 10d EstG darum, dass berücksichtigungsfähige Verluste als Verlustrücktrag und Verlustvortrag von Amts wegen wie Sonderausgaben vom Gesamtbetrag der Einkünfte abzuziehen sind, soweit ein Verlustausgleich nicht stattgefunden hat.

Verlust = negative Gesamtbetrag der Einkünfte

Zurück
2.12.8. Fallbeispiele - Max wird mit seiner Ehefrau zusammen veranlagt:
Die Kirchensteuerzahlungen beliefen sich auf 3.400 DM. Wegen Überzahlung in den Vorjahren wurden 3.000 DM erstattet

wichtig sind die Aufwendungen welche sich aus der Differenz von Zu- und Abfluß ergeben. In unserem Fall also DM 3.400-3.000 = DM 400

Kirchensteuer in Bayern ca. 8 %; etwas geringer als in anderen Bundesländern

Zahlung des sog. Kirchengeld ist ebenfalls verpflichtend!! (ist meistens nicht bekannt) 

Höhe ca. DM 36 ...aber auch abzugsfähig

Spende = § 10b 

z.B. Zeugen Jehovas 

wird verwaltungsmäßig der Kirchensteuer gleichgestellt (in Höhe der Beträge, welche auch ein chr. MA zu bezahlen gehabt hätte, der darüber hinaus gezahlte Beitrag stellt steuerlich eine Spende dar)

Zurück
2.12.9. Fallbeispiele - Max wird mit seiner Ehefrau zusammen veranlagt:
Max zahlte Versicherungsbeiträge zu einer Krankenversicherung für sich und seine Ehefrau in Höhe von 900,- DM mtl. 
Die Beträge sind jeweils zum Monatsende fällig. Versehentlich erfolgten die Überweisungen für die Monate November und Dezember des Jahres 01 nicht. Max schickte deshalb der Versicherung am 27.12.01 einen Verrechnungsscheck über 1.800 DM. Die Abbuchung dieses Betrages von seinem Konto erfolgt am 04.01.02
Im Jahr 01 erhielt Max von seiner Versicherung für eine Krankenhausaufenthalt 340 DM an Krankengeld erstattet.

§ 10,1,2 abzugsfähig sind auch Krankenkassenbeiträge

Beachte: Zahlungen an Dritte sind nicht abzugsfähig
auch hier wieder = abzugsfähig nur der Aufwand

Haftpflichtversicherung für den Dackel ist abzugsfähig

Gemäß §3,1 sind die Einnahmen aus dem Krankenhausaufenthalt steuerfrei Einnahmen

Englischkurs sind i.d.R. §10,1,7 = Weiterbildungskosten

Beachte: Sonderausgaben sind in der Höhe beschränkt!!

Zurück
2.12.10. Fallbeispiele - Max wird mit seiner Ehefrau zusammen veranlagt:
Für eine Hausratsversicherung zahlt Max im Jahr 01 140 DM

Versicherungsleistungen sind nur abzugsfähig wenn 

Risikozuschlag zur Absicherung der vorzeitigen Vertagsauflösung

Mind. 12 Jahre

Soll dafür sorgen, dass es zu keiner Benachteiligung gegenüber Sparer vermieden wird.

Zurück
2.12.11. Fallbeispiele - Max ist Kraftfahrzeughändler:
An die Max-Planck-Gesellschaft zahlte er zur Förderung der Wissenschaft 8.000 DM

Zählt als Spende - voll abzugsfähig

Zurück
2.12.12. Fallbeispiele - Max ist Kraftfahrzeughändler:
An FDP und CDU zahlte er je 2.000 DM

Spende nach § 10 b – voll abzugsfähig

Partei § 10 b 4

Nur zulässig wenn  bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

Er darf also auf der Richtigkeit der Spendenquittungen vertrauen, außer er hat Kenntnis von unlauteren Mitteln bzw. falschen Angaben bzw. grobe Fahrlässigkeit diese Kenntnisse nicht erlangt zu haben.

Gewerkschaftsbeitrag -> Ver.di
ist abzugsfähig (Werbungskosten), da an eine „zweckgebundene“ Vereinigung die Dienstleistungen in Richtung MA-Förderung.

Gegenstück:

Gewerbe ->  staatspolitische Vereinigung(Ziel: Förderung des Gewerbes) -> Partei

Ist abzugsfähig in Richtung Betriebsausgaben

Zurück
2.12.13. Fallbeispiele - Max ist Kraftfahrzeughändler:
Für 200 DM erwarb er Wohlfahrtsmarken. Darin war ein Zuschuss von 50 DM enthalten. Die Marken verwendete er je zur Hälft für Geschäfts- und Privatpost.

Aufwendungen: 
Prüfungsschema: zuerst prüfen ob innerhalb eine der 7 Einkunftsarten

Gewerbebetrieb ja, 
d.h. die Briefmarken sind Betreibsausgaben in voller Höhe incl. Zuschlag

Privat nein,
keine Spende, da innerhalb der Briefbeförderung mit enthalten und auch eine billigere Beförderungsart möglich gewesen wäre.

Zurück
2.12.14. Fallbeispiele - Max ist Kraftfahrzeughändler:
Für 50 DM beteiligt er sich an der Fernsehlotterie „Der große Preis“

Nicht abzugsfähig, auch keine Spende, da der Lotteriegedanke im Vordergrund steht.

Zurück
2.12.15. Fallbeispiele - Max ist Kraftfahrzeughändler:
An Kirchengeld bezahlt er 250 DM, in den Klingelbeute warf er im Laufe des Jahres etwa 100 DM

Kirchgeld als Aufwendung anerkannt.

Spende für den Klingelbeutel - nein
anders dagegen, wenn eine direkte Spende von DM 100,- erfolgt und eine Spendenquittung hierfür vorhanden ist Zurück
2.13. steuerliche Berücksichtigung von Kosten für private Lebensführung - außergewöhnliche Belastungen

2.13.1. Wie lassen sich die außergewöhnlichen Belastungen charakterisieren und einteilen?

Diese Kosten sind grundsätzlich Kosten der privaten Lebensführung. 
Die Abzugsfähigkeit trägt der individuellen Leistungsfähigkeit Rechnung.

Einteilung in:

· Allgemein Einzelfälle (§ 33 EstG)

· Typisierte Fälle

· Unterhaltsleistungen

· Ausbildungsfreibetrag

· Haushaltshilfe

· Behinderung

· Kinderbetreuungskosten

Zurück
2.13.2. Welche Voraussetzungen für die Abzugsfähigkeit müssen vorliegen?

· Antrag des Steuerpflichtigen

· Eine Belastung durch Aufwendungen (Geldausgaben)

· Keine Betriebsausgaben

· Keine Werbungskosten

· Keine Sonderausgaben

· Werden nicht von dritter Stelle erstattet

· Keine Erlangung eines materiellen Gegenwerts

· Außergewöhnlichkeit, Zwangsläufigkeit und Überlastung

Zurück
2.13.3. Nennen Sie Gründe weshalb ein Abzugsfähigkeit in Frage gestellt ist

· Die Geltendmachung von Aufwendungen ist ausgeschlossen, wenn der Steuerpflichtige eine allgemein zugängliche und übliche Versicherungsmöglichkeit nicht wahrgenommen hat.

· In Höhe von Erstattungsbeiträgen (nur die Differenz absetzbar)

· Erlangung eines Gegenwertes

· Keine Außergewöhnlichkeit

· Notwendigkeit

· Es handelt sich um ein zumutbare Belastung

Zurück
2.13.4. Nennen Sie einige Einzelfälle bei den Abwägungen vorgenommen werden müssen

Einzelfälle:

· Eheschließungskosten, Scheidungsfolgekosten  – voll abzugsfähig

· Kurkosten (Voraussetzung: Bedürftigkeit, ärztliche Behandlung am Kurort, ect.)

· Beerdigungskosten nur soweit diese das Erbe übersteigen

Zurück
2.13.5. Wann ist Unterhalt steuerlich abzugsfähig?

Unterhalt -> nur an Familienangehörige, z.B. Onkel, Nichte, Neffe
bei Ehefrau wird von einer Erwerbs- und Wirtschaftsgemeinschaft ausgegangen und des nicht als außergewöhnliche Belastung anerkannt.

Zurück
2.13.6. Nennen Sie einige weitere typische Außergewöhnliche Belastungen

· Unterhaltsleistungen (Abgrenzung siehe oben)

· Ausbildungsfreibetrag (Ausbildungsbedarf der Kinder)

· Haushaltshilfe, Heimunterbringung

· Behinderten-Pauschbetrag

· Pflege-Pauschbetrag

· Kinderbetreuungskosten

Zurück
2.13.7. Welcher Tatbestand kommt in der Praxis am häufigsten im Zusammenhang mit außergewöhnlicher Belastung vor?

Eheschließungs- und Scheidungskosten

Zurück
2.13.8. Wie sind Fälle von „Höherer Gewalt“ steuerlich zu bewerten?

„Höhere Gewalt“ wird i.d.R. als außergewöhnliche Belastung anerkannt.

Es muß sich um sog. Naturereignisse handeln.

Zurück
2.13.9. Fallbeispiele – Die Ehegatten A und B machen für den Veranlagungszeitraum (VZ) 01 folgende Belastungen geltend:
Ihr Einfamilienhaus ist durch Feuer, das der 6-jährige Sohn gelegt hat, stark beschädigt. Die Aufwendungen zu Schadensbeseitigung in Höhe von 120.000 DM wurden zu 100.000 DM von der Versicherung getragen.

Ja?? offen

Zurück
2.13.10. Fallbeispiele – Die Ehegatten A und B machen für den Veranlagungszeitraum (VZ) 01 folgende Belastungen geltend:
B kaufte sich ein Hörgerät für 460 DM, die Krankenkasse erstattete 80 DM

Aufwendungen = bewusste, gewollte Verwendung

Krankheitskosten:

Brille zählt als außergewöhnliche Belastung, da hier die Gesundheit im Vordergrund steht

Hörgerät = außergew. Belastung da gesundheitsfördernd 

Zurück
2.13.11. Fallbeispiele – Die Ehegatten A und B machen für den Veranlagungszeitraum (VZ) 01 folgende Belastungen geltend:
Im Oktober verstarb der Vater von A. A erbte als einziges Kind lediglich ein Sparbuch mit 1.500 DM. Für die Beerdigung musste er folgende Beträge zahlen:
Trauerkleidung 900 DM
Kränze, Blumen 2.000 DM
Grabstelle, Sarg 3.500 DM

Abzugsfähig im Rahmen außergewöhnliche Belastung sind:

Blume und Kränze 

ja, da dies in unserem Kulturkreis zur Sittenordnung gehört

Grabstelle und Sarg ja

Trauerbekleidung nein
hier hätte es auch normale dunkle Kleidung getan


Das Sparbuch (Erbe) wird mit angerechnet, da auch hier der Gedanke der Aufwendungen im Vordergrund steht 

Einnahmen
1.500,-

Zahlungen
3.700,-

Abzugsfähig nur die Differenz von 2.200,-

Zurück
2.14. Weitere Aspekte

2.14.1. Welche steuerlich relevanten Güterformen gibt es innerhalb einer Ehe?

· Zugewinngemeinschaft

Vermögen bleibt rechtlich selbstständig

Die innerhalb der Ehe erzielte Vermögensmehrung wird je zur Hälfte aufgeteilt, sofern es zur Scheidung kommt

· Gütergemeinschaft

Beide Vermögen werden vollkommen zusammengelegt und sind im Falle einer Scheidung hälftig zu teilen (nur noch in ländlichen Gegenden zu finden)

· Gütertrennung

Die Vermögensmehrung/-Minderung zählt nur für den jeweiligen „Verursacher“ und ist im Falle einer Scheidung entsprechend abzuwickeln.

Zurück
2.14.2. Bewerten Sie die sogenannten (gemischten) Privatausgaben nach § 12 Abs 1 EStG

Grundsätzlich sind sog. gemischte Aufwendungen nicht abzugsfähig. 

D.h. Aufwendungen die auch einen privaten Charakter haben sind nicht abzugsfähig. Hierbei ist es unerheblich ob der private Anteil nur gering ist oder nicht. Z.B. der Bildungsurlaub in der Ferienzeit hat einen privaten Anteil, so dass die Kosten nicht abzugsfähig sind, auch nicht zum Teil!

Ausnahmen bilden hiervon:

· Auto

· Telefon

· Computer (aktuell, kann sich wieder ändern)


Hintergrund: 
für obige Sachverhalte, lässt sich eindeutig die private von der beruflichen Nutzung trennen.

Zurück
3. Körperschaftssteuer

= Einkommenssteuer der juristischen Person

3.1.1. Charakterisieren Sie die Körperschaftssteuer

· Personensteuer (juristische Person)

· Besitzsteuer (Einkommensbesteuerung der juristischen Person)

· Direkte Steuer (Steuerschuldner und Steuerträger identisch)

· Gemeinschaftssteuer (Ertragsaufteilung auf Bund und Länder)

Zurück
3.1.2. Wie erfolgt derzeit die Besteuerung des Gewinns einer Kapitalgesellschaft?

Körperschaftssteuersatz derzeit linear 25%,
unabhängig ob der Gewinn ausgeschüttet wird oder nicht.

Derzeit erfolgt die Besteuerung nach dem österreichischem Modell.

Ca. 50% des Gewinns versteuert die Kapitalgesellschaft selbst

Ca. 50% des Gewinns versteueren die Gesellschafter

Zurück
3.1.3. Welche steuersparende Alternative gibt es zur 50/50 Besteuerung?

Der Gewinn verbleibt vollständig in der Gesellschaft.

Anschließend erfolgt der Verkauf von (höherwertigen) Anteilen.

Effekt: Steuerfreiheit gemäß dem Grundsatz „die Quelle bleibt unberücksichtigt“

Zurück
3.1.4. Was versteht man unter „verdecktem Gewinn“?

Ein verdeckter Gewinn liegt insbesondere dann vor, wenn eine Kapitalgesellschaft ihren Gesellschaftern geldwerte Vorteile gewährt, die eine gesellschaftsfremde Person von der Gesellschaft nicht oder nicht in gleicher Höhe bekommen würde.

Diese dürfen das (Gesellschafts-)Einkommen nicht mindern, sind also evtl. dem Gewinn hinzuzurechnen.

Zurück
3.1.5. Kann eine Kapitalgesellschaft mit ihren Gesellschaftern Verträge abschließen?

Ja, diese müssen der Höhe nach einer Überprüfung gemäß dem Grundsatz als wäre es ein „fremder Dritter“ standhalten (Anstellungsverträge, Mietverträge, Darlehensverträge, ect.).

Zurück
3.1.6. Wie sind die Einkünfte der Gesellschafter von Kapitalgesellschaften steuerlich zu bewerten?

Diese sind keine Mitunternehmer wie bei Personengesellschaften, sondern Bezieher von Einkünften aus Kapitalvermögen.

Ist der Gesellschafter zusätzlich noch Angestellter der Gesellschaft, so ist das Einkommen hieraus als Einkommen aus nichtselbstständiger Arbeit zu bewerten.

Beispiel:

GmbH-Gesellschafter ist gleichzeitig Geschäftsführer

Gehalt 

= nichtselbständige Arbeit

Gewinn
 
= Einkünfte aus Kapitalvermögen 

Zurück
Zeigen Sie auf, wie sich die Steuerlast ohne/mit einem Gesellschaftergehalt verändert

Beispielrechnung bei 200.000 € Gewinn

An Steuer fallen an:

Körperschaftssteuer ca. 25% = 50.000 Euro

Kapitalertragssteuer von ca. 20% (Basis: Gewinn - Körperschaftssteuer)

Steuerliche Alternaive Gewinnverwendung:

Gewinn 



200.000 Euro

Betriebsausgaben (Gehalt)


180.000 Euro

Verbleiben 



  20.000 Euro

An Körperschaftssteuer fallen nurmehr 5.000 Euro an (25% von 20.000) 
und nicht 50.000 Euro (25% aus 200.000 Euro)

(Selbstverständlich ist das Gehalt vom Gesellschafter zu versteuern!)

Wichtig! 

Die GmbH selbst muss natürlich noch über geregelte Einnahmen verfügen (d.h. mind. 25% aus den Einlagen).

Zurück
3.1.7. Wie entwickelt sich derzeit das Körperschaftssteueraufkommen?

Stark rückläufig, da die Verlustverrechnung sehr großzügig gehandhabt wird.

Zurück
3.1.8. Beispielrechnung der Gewinnbesteuerung aus des Sicht eines Gesellschafters
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Zurück
3.1.9. Doppelbesteuerungsgefahr

Im Bezug auf die Körperschaftssteuer ????

offen

Zurück
4. Gewerbesteuer

4.1.1. Charakterisieren Sie die Gewerbesteuer

· Ist eine Sachsteuer
Im Gegensatz zu den Personensteuern geht es hierbei nicht um die Leistungsfähigkeit, sondern um die Besteuerung eins bestimmten Objekts – eines Gewerbebetriebs

· Die Gewerbesteuer ist eine Realsteuer (neben der Grundsteuer).

· Die Erhebung erfolgt durch die Gemeinde

· Die Steuererträge fließen der Gemeinde zu

· Ist ein zweistufiger Akt (Steuermessbescheid, darauf aufbauend der Gewerbesteuerbescheid)

Zurück
4.1.2. Nach welchem Schema errechnet sich die Gewerbesteuer?

Sachliche und persönliche Steuerpflicht

Bemessungsgrundlage ist der Gewerbeertrag (Gewinn § 7 GewStG)

+ Hinzurechnungen (§ 8 GewStG)

- Kürzungen (§ 9 GewStG)

* Steuermesszahl (z.B. 5 %)

= Steuermessbetrag (§ 11 GewStG)

* Hebesatz (§ 16 GewStG)

= Gewerbesteuer

Zurück
4.1.3. Nennen Sie einige typischen Hinzurechnungen und Kürzungen

Hinzurechnungen:

· Dauerschuldentgelte

· Gewinnanteile des stillen Gesellschafters

· Miet- und Pachtzinsen

· Verlustanteil an einer Personengesellschaft

· Spenden bei Kapitalgesellschaften

Kürzungen: 

· Einheitswerte der Betriebsgrundstücke

· Gewinnanteil an einer Personengesellschaft

· Spenden

Zurück
4.1.4. Welche Besonderheit ist bei der Behandlung von Gewerbeverlusten zu beachten?

Hier ist nur ein Verlustvortrag, aber kein Verlustrücktrag wie z.B. im Einkommensteuerrecht möglich.

Der Verlust wird wie eine Kürzung angesetzt.

Zurück
4.1.5. Unterscheiden sich die Gewerbesteuerbeträge bei unterschiedlicher Unternehmensfinanzierung?

Es wird versucht die Gewerbesteuerhöhe sowohl bei eigenfinanzierten Unternehmen als auch bei Kreditfinanzierten Unternehmen gleich zu halten.

Beispiel:

Gewinn bei Eigenfinanzierung
90.000 Euro

Gewinn bei Fremdfinanzierung
20.000 Euro
(enthalten 40 TEuro Zins, 30 TEuro Miete)

Es steht der Objektcharakter im Vordergrund
= gleiche Belastung, gleiche Steuerlast

Die Schuldzinsen werden hier nur steuererhöhend!! in Ansatz gebracht, wenn diese eine Dauerschuld darstellen.

Zurück
4.1.6. Was versteht man unter einer Dauerschuld und wie wird diese ermittelt?

Eine Dauerschuld ist:

· Schulden die mit der Gründung, dem Erwerb, der Erweiterung oder Verbesserung des Betriebes zusammenhängen

· Schulden, die nicht nur zur vorübergehenden Verstärkung des Betriebskapitals dienen 

Die Dauerschuld wird ermittelt, durch den geringsten Sollbetrag im Jahr.

Beachte:

Ist das Konto 7 Tage oder länger im Plus, werden die anfallenden Zinsen nicht als steuererhöhender Betrag (Dauerschulden) gewertet, sondern können als Betriebsausgaben geltend gemacht werden! 

Besonders gut lässt sich dieser Tatbestand bei mehreren Konten durch Kapitalumschichtung zu Nutze machen.

Auswirkung der Dauerschulden: 

50 % der Entgelte für Dauerschulden sind dem Gewinn zuzurechnen (wirken steuererhöhend)

Zurück
4.1.7. Wie ergeht ein Gewerbesteuerbescheid?

· Das Finanzamt erlässt einen Steuermessbescheid

· Dieser geht der Gemeinde zu

· Die Gemeinde multipliziert den Steuermessbetrag mit den gemeinde-individuellen Hebesatz (z.B. 400 %)

· Die Gemeinde erlässt den Gewerbesteuerbescheid

· Dieser wird zusammen mit dem Gewerbesteuermessbescheid dem Steuerpflichtigen zugesendet 

Der Steuerpflichtige erhält also zwei Bescheide – einen vom Finanzamt und einen von der Gemeinde

Zurück
4.1.8. Wo können Rechtsmittel gegen die Gewerbesteuer eingelegt werden?

Nachdem die Bescheide von unterschiedlichen Stellen erlassen werden, ist zu unterscheiden:

Gegen den Steuermessbescheid 

· beim zuständigen Finanzgericht

Gegen den Gewerbesteuerbescheid (wenn der Steuermessbescheid einwandfrei ist)

· beim zuständigen Verwaltungsgericht

Zurück
4.1.9. Wie sieht der Instanzenweg bei Einspruch gegen den Gewerbesteuerbescheid aus 

Rechtsbehelf 



= kostenpflichtig

Widerspruch bei der Reg. von Mittelfranken 
-> in Ansbach

Verwaltungsgericht


-> in Ansbach

Verwaltungsgerichtshof


-> in München

Bundesverwaltungsgericht


-> in Berlin

Bundesverfassungsgericht


-> in Karlsruhe

Europäischer Menschengerichtshof

-> Straßburg

Der gleiche Weg gilt z.B. im Einspruchsverfahren gegen Erschließungsbeiträge, ect.

Wichtig: ist in der Regel nicht sinnvoll da kaum Erfolgsaussichten!

Zurück
4.1.10. Wie sieht der Instanzenweg bei Einspruch gegen den Steuermessbescheid aus 

Einspruch bei zuständigen Finanzamt  
= kostenfrei

Finanzamt



->  zuständiges 
(erneute Prüfung Grundsatz keine Verböserung 
– es erfolgt eine Information mit der Möglichkeit des Rücknahmerechts des Einspruches)

Finanzgericht



-> in Nürnberg / München

Bundesfinanzgericht


-> in München

Europäischer Menschengerichtshof

-> Straßburg

Zurück
4.1.11. Ist die Gewerbesteuer von der Einkommenssteuer abzugsfähig?

Ja, gemäß § 35 

Zurück
5. Umsatzsteuer

5.1.1. Charakterisieren Sie kurz das Wesen der Umsatzsteuer

Die Umsatzsteuer erbringt neben der Einkommenssteuer das größte Steueraufkommen

Die Umsatzsteuer ist eine

· Gemeinschaftssteuer

Steuererträge stehen Bund und Länder gemeinschaftlich zu

· Verkehrssteuer

Erfassung von Rechtsgeschäften des täglich Lebens - Umsatzbezug

· Indirekte Steuer

Steuerschuldner und Steuerträger (zur Zahlung verpflichtet) sind nicht identisch

· Objektsteuer

Basis ist der Umsatz ohne Rücksicht auf Leistungsfähigkeiten

· Veranlagungssteuer

Wird nach Ablauf eines Kalenderjahres im Wege der Veranlagung erhoben.

Unternehmer berechnet die Steuerhöhe selbst (Selbstveranlagung).

Zurück
5.1.2. Auf welcher rechtlichen Basis wird diese Steuer erhoben?

· Umsatzsteuergesetz

· Umsatzsteuerdurchführungsverordnung

· Abgabenordnung

Zurück
5.1.3. Nennen Sie die Ust - steuerlich relevanten Tatbestände

Der Ust unterliegen primäre Leistungen, nämlich

· Lieferungen und sonstige Leistungen 

· die ein Unternehmer im Rahmen seines Unternehmens

· im Inland

· gegen Entgeld

ausführt.

Weiterhin zu beachten

· Innergemeinschaftlicher Erwerb nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 

· (Einfuhr – Einfuhrumsatzsteuer)

Zurück
5.1.4. Welche Besonderheit gilt es bei der Bemessungsgrundlage zu beachten?

Basis ist stets die Einnahme.

Ausnahme: bei Natural-Leistungen des Unternehmens an seine MA – hier gilt der Verkehrswert

Zurück
5.1.5. Was versteht man unter Lieferung und sonstige Leistung?

· Lieferungen
körperlicher Gegenstand

· Sonstige Leistung

Geistige Leistungen (z.B. Rechtsanwalt)

Zurück
5.1.6. Was versteht man unter innergemeinschaftlichen Erwerb?

Innergemeinschaftlicher Erwerb :

nach Amerika

BMW-Niederlassung Auto 100.000,- plus 16.000 Mwst.
Förderung des Exports -> Ust.-Befreiung wird gewährt
muß aber im Heimatland mit der dortigen Ust. versteuert werden (Einfuhrumsatzsteuer)
§ 4 Ausfuhrlieferung = steuerfrei

innerhalb der EG

ist weiterhin Ust.-steuerpflichtig (beim Empfänger), muß dafür im Heimatland nicht versteuert werden.

Achtung!

Einfuhrumsatzsteuer und Zoll sind unterschiedliche Dinge!!

Zoll dient dem Schutz der heimischen Wirtschaft

Zurück
5.1.7. Was versteht man unter Entgeld?

Entgeld ist das, was der Leistungsempfänger für die Leistung aufwendet

Zurück
5.1.8. Beschreiben Sie kurz das Prüfungsschema der Umsatzsteuer

· Leistungsbeziehung zwischen wem?

· Steuerbar § 1-3 UstG

· Steuerpflichtig § 4-11

· Bemessungsgrundlage?

· Steuersatz?

· Zahllast (Ust – Vorsteuer)

· Zahllasterstattung?

Zurück
5.1.9. Welche Steuersätze gibt es derzeit?

Voller Steuersatz 

= 16 %

Halber Steuersatz
=   7 % (Lebensmittel (außer Getränke und Gaststättenumsatz), Bücher Zeitungen, ect.)

Zurück
5.1.10. Welches Kuriosum gibt es bei der Besteuerung von Gaststättenumsatz?

Umsatz im Wirtshaus unterliegt 16% Mwst. wenn die Ware dort verzehrt wird.

Umsatz unterliegt nur ermäßigtem Steuersatz wenn die Ware mit nach Hause genommen wird!

Zurück
5.1.11. Beschreiben Sie das Wesen der Vorsteuer

Jegliche beim Bezug von Waren und Dienstleistungen gezahlte Umsatzsteuer kann als sogenannte Vorsteuer angesetzt werden. D.h. die Umsatzsteuer-Zahllast  vermindert sich um den Vorsteuerbetrag.

Zurück
5.1.12. Was versteht man unter Zahllast?

Jede Wertschöpfungskette nimmt vom Käufer z.B. 16% Mehrwertsteuer ein und kann die beim Einkauf gezahlte (Vorsteuer-)Steuer abziehen.

Dies ist der Umsatzsteuerbetrag, welcher zu zahlen ist (in Ausnahmefällen kann es auch eine Erstattung geben, wenn im jeweiligen Zeitraum mehr Waren gekauft als verkauft wurden).

Diese errechnet sich wie folgt:

Mehrwertsteuer aus Lieferungen

- Vorsteuer aus Warenbezug

= Zahllast

Zurück
5.1.13. Welche Voranmeldungszeiträume kennen Sie?

In Abhängigkeit von dem Steueraufkommen:

· monatlich

· quartalsmäßig

· jährlich

Die Steuer entsteht durch Leistung und ist selbst zu berechnen (aus den Umsatzdaten) und als Vorauszahlung (Umsatzsteuervoranmeldung) an das Finanzamt zu richten.

Zurück
5.1.14. Wie wird Vermietung und Verpachtung aus Sicht der Ust betrachtet?

Gemäß § 4, 12 ist Vermietung und Verpachtung von Grundstücken steuerfrei

Miete zählt zur Sonstigen Leistungen

Zurück
5.1.15. Welche umsatzsteuerliche Relevanz hat der Verzehr von eigen Brötchen im Bespielfall?

Brötchen zählen als Privatentnahme und sind damit Ust-pflichtig.

Zurück
5.1.16. Unterscheidet sich die Unternehmereigenschaft des UstG von EstG?

· Keine Gewinnerzielungsabsicht notwendig

· Reine Einnahmen reichen aus

· Es zählt die gesamte gewerbliche und berufliche Tätigkeit

· Leistung muss gegen Entgeld erbracht werden

Zurück
5.1.17. Was versteht man unter Allphasenumsatzsteuer?

Schreiner->       Möbelhändler ->   Segmüller -> Kunde


4 % 





100,-

300,-

500,-


104,-

312,-

520,-


116,-

348,-

580,-



48-16

80-48


16,-
32,-

32,-

80,- FA

früher gebräuchlich, jede Wertschöpfungsstufe zahlt!

Zurück
6. Abgabenordnung

6.1.1. Was ist ein Verwaltungsakt?

· Eine hoheitliche Maßnahme mit unmittelbarer Wirkung

· Von einer Behörde

· Regelung eines Einzelfalles

· Maßnahme auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts

· Unmittelbare Rechtswirkung nach außen

Zurück
6.1.2. Welche Festsetzungen erfolgen durch den Steuerbescheid?

· Deklaratorische Wirkung

· Muss schriftlich erfolgen

· Bedarf der Begründung

· Ermöglicht zusammengefasste Steuerbescheide

Zurück
6.1.3. Charakterisieren Sie das Feststellungs- und Festsetzungsverfahren

· Feststellung der Besteuerungsgrundlagen (Sachverhalt)

· Festsetzung der Steuerschuld

· Gesonderte Feststellungsbescheide nach § 179 ff AO

Zweiaktiges Verfahren auch bei Realsteuern (Gewerbe- und Grundsteuer)

Grundlagen- und Folgebescheid

Zurück
6.1.4. Wie wird bei unklarer Rechtslage vorgegangen?

Vorläufige Bescheide

Vorbehalt der Nachprüfung

Bei endgültiger Ungewissheit über die Tatsachenlage greifen die objektiven Beweisregeln der § 159 bis 161 AO 

Schätzung

Zurück
6.1.5. Welche Ziel werden mit der Rechtssicherheit verfolgt?

Für den Schuldner – keine Nachforderungen seitens des FA

Für die Finanzbehörden – Verlässlichkeit der Einnahmen

Zurück
6.1.6. Welche Aufzeichnungs- und Erklärungspflichten bestehen?

Geregelt in §§ 149 ff AO

Zurück
6.1.7. Wo sind bei Fristen bei Steuerstreitigkeiten aufgeführt?

§ 359 ff

Zurück
6.1.8. Welcher Fristen kenne Sie z.B. in Bezug auf die Steuererklärung

§ 149 immer bis zum 31.05. des Folgejahres

z.B. 2001 –

fällig




31.05.2002

autom. Dauerfristverlängerung

30.09.2002

nach Vorsprechen ohne Mühe

31.12.2002

nach Vorsprechen Steuerberater

28.02.2003

max.




31.05.2003

dann -> Steuerschätzung (an der oberen Grenz des Schätzrahmens)

Zurück
6.1.9. Wie erfolgt die Erhebung und Vollstreckung der Steuern?

Durch eigene Vollzugsbeamte.

Zurück
6.1.10. Wie erfolgt die Fehlerbeseitigung bei Steuerbescheiden

Grundsätzlich wirksam, nur anfechtbar, selten nichtig.

Besonderheiten bei vorläufigen und unter Vorbehalt der Nachprüfung stehenden Bescheiden

Schlichte Änderung § 172 AO

Neue Tatsachen und Beweismittel - § 173-175 AO

§ 176, 177 AO

Zurück
6.1.11. Welche Prüfreihenfolge eine Steuerbescheides sollte eingehalten werden?

· Formell richtig

Nach Abgabenordnung

· Materiell richtig

Nach Einkommensteuerrecht

Nach Gewerbesteuerrecht

Nach Umsatzsteuerrecht

Zurück
6.1.12. Ist jeder Einspruch zu begründen?

Ja, aber die Begründung kann nachgereicht werden.

D. h. ein Einspruch ohne Begründung ist rechtlich gültig, auch wenn die Begründung erst später nachgeliefert wird

Zurück
6.1.13. Welcher Rechtsschutz besteht im Steuerrecht

· Außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren

Einspruch – Beschwerde – Aussetzung der Vollziehung

· Gerichtliches Verfahren

Finanzgerichte (Realsteuern bei Verwaltungsgerichten)

Zurück
6.1.14. Was versteht man unter Sachverhaltsaufklärung?

Es gilt der Untersuchungs-Grundsatz § 85,88 AO

Mitwirkungspflicht des Beteiligten nach § 90 AO (incl. Verweigerungsrechte)

Steuergeheimnis nach § 30 AO

Außenprüfung, Steuerfahndung

Zurück
6.1.15. Welcher Unterschied besteht zwischen Berufung und Revision?

Berufung

Erneute schliche und rechtliche Prüfung

Revision

Nur neuerliche rechtliche Prüfung 

Zurück
6.1.16. Wie ist die Finanzverwaltung aufgebaut?

Bund:

Örtliche Behörde

= Hauptzollamt, Zollfahndungsamt

Mittelbehörde

= Oberfinanzdirektion

Oberbehörde

= Bundesamt für Finanzen, Bundesmonopolverwaltung, Zollkriminalamt

Oberste Behörde

= Bundesminister für Finanzen (aktuell Bund: Hans Eichel)

Länder:

Einspruch

= kostenfrei (erneute FA-Prüfung)

Örtliche Behörde

= Finanzämter

Mittelbehörde

= Oberfinanzdirektion

Oberbehörde

= Rechenzentren der Länder

Oberste Behörde

= Finanzminister der Länder (aktuell Bayern: Kurt Faltlhauser)

Zurück
Gemeinden:

Rechtsbehelf 



= kostenpflichtig

Widerspruch bei der Reg. von Mittelfranken 
-> in Ansbach

Verwaltungsgericht


-> in Ansbach

Verwaltungsgerichtshof


-> in München

Bundesverwaltungsgericht


-> in Berlin

Bundesverfassungsgericht


-> in Karlsruhe

Europäischer Menschengerichtshof

-> Straßburg

Der gleiche Weg gilt z.B. im Einspruchsverfahren gegen Erschließungsbeiträge, ect.

Wichtig: ist in der Regel nicht sinnvoll da kaum Erfolgsaussichten!

6.1.17. Was versteht man unter einem Insichgeschäft?

§ 181 BGB -Insichgeschäft 

Ein Vertreter kann, soweit nicht ein anderes ihm gestattet ist, im Namen des Vertretenen mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeschäft nicht vornehmen, es sei denn, dass das Rechtsgeschäft ausschließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit besteht.

Zurück
7. Gesetzestexte

7.1. Grundgesetz

7.1.1. Artikel 106 – Verteilung des Steueraufkommens

Artikel 106

(1) Der Ertrag der Finanzmonopole und das Aufkommen der folgenden Steuern stehen dem Bund zu: 

	 
	1.
	die Zölle,

	 
	2.
	die Verbrauchsteuern, soweit sie nicht nach Absatz 2 den Ländern, nach Absatz 3 Bund und Ländern gemeinsam oder nach Absatz 6 den Gemeinden zustehen,

	 
	3.
	die Straßengüterverkehrsteuer,

	 
	4.
	die Kapitalverkehrsteuern, die Versicherungsteuer und die Wechselsteuer,

	 
	5.
	die einmaligen Vermögensabgaben und die zur Durchführung des Lastenausgleichs erhobenen Ausgleichsabgaben,

	 
	6.
	die Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer und zur Körperschaftsteuer,

	 
	7.
	Abgaben im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften.


(2) Das Aufkommen der folgenden Steuern steht den Ländern zu: 

	 
	1.
	die Vermögensteuer,

	 
	2.
	die Erbschaftsteuer,

	 
	3.
	die Kraftfahrzeugsteuer,

	 
	4.
	die Verkehrsteuern, soweit sie nicht nach Absatz 1 dem Bund oder nach Absatz 3 Bund und Ländern gemeinsam zustehen,

	 
	5.
	die Biersteuer,

	 
	6.
	die Abgabe von Spielbanken.


(3) Das Aufkommen der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und der Umsatzsteuer steht dem Bund und den Ländern gemeinsam zu (Gemeinschaftssteuern), soweit das Aufkommen der Einkommensteuer nicht nach Absatz 5 und das Aufkommen der Umsatzsteuer nicht nach Absatz 5a den Gemeinden zugewiesen wird. Am Aufkommen der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer sind der Bund und die Länder je zur Hälfte beteiligt. Die Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer werden durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, festgesetzt. Bei der Festsetzung ist von folgenden Grundsätzen auszugehen: 

	 
	1.
	Im Rahmen der laufenden Einnahmen haben der Bund und die Länder gleichmäßig Anspruch auf Deckung ihrer notwendigen Ausgaben. Dabei ist der Umfang der Ausgaben unter Berücksichtigung einer mehrjährigen Finanzplanung zu ermitteln.

	 
	2.
	Die Deckungsbedürfnisse des Bundes und der Länder sind so aufeinander abzustimmen, daß ein billiger Ausgleich erzielt, eine Überbelastung der Steuerpflichtigen vermieden und die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet gewahrt wird.


Zusätzlich werden in die Festsetzung der Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer Steuermindereinnahmen einbezogen, die den Ländern ab 1. Januar 1996 aus der Berücksichtigung von Kindern im Einkommensteuerrecht entstehen. Das Nähere bestimmt das Bundesgesetz nach Satz 3. 

(4) Die Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer sind neu festzusetzen, wenn sich das Verhältnis zwischen den Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der Länder wesentlich anders entwickelt; Steuermindereinnahmen, die nach Absatz 3 Satz 5 in die Festsetzung der Umsatzsteueranteile zusätzlich einbezogen werden, bleiben hierbei unberücksichtigt. Werden den Ländern durch Bundesgesetz zusätzliche Ausgaben auferlegt oder Einnahmen entzogen, so kann die Mehrbelastung durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, auch mit Finanzzuweisungen des Bundes ausgeglichen werden, wenn sie auf einen kurzen Zeitraum begrenzt ist. In dem Gesetz sind die Grundsätze für die Bemessung dieser Finanzzuweisungen und für ihre Verteilung auf die Länder zu bestimmen. 

(5) Die Gemeinden erhalten einen Anteil an dem Aufkommen der Einkommensteuer, der von den Ländern an ihre Gemeinden auf der Grundlage der Einkommensteuerleistungen ihrer Einwohner weiterzuleiten ist. Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Es kann bestimmen, daß die Gemeinden Hebesätze für den Gemeindeanteil festsetzen. 

(5a) Die Gemeinden erhalten ab dem 1. Januar 1998 einen Anteil an dem Aufkommen der Umsatzsteuer. Er wird von den Ländern auf der Grundlage eines orts- und wirtschaftsbezogenen Schlüssels an ihre Gemeinden weitergeleitet. Das Nähere wird durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. 

(6) Das Aufkommen der Grundsteuer und Gewerbesteuer steht den Gemeinden, das Aufkommen der örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern steht den Gemeinden oder nach Maßgabe der Landesgesetzgebung den Gemeindeverbänden zu. Den Gemeinden ist das Recht einzuräumen, die Hebesätze der Grundsteuer und Gewerbesteuer im Rahmen der Gesetze festzusetzen. Bestehen in einem Land keine Gemeinden, so steht das Aufkommen der Grundsteuer und Gewerbesteuer sowie der örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern dem Land zu. Bund und Länder können durch eine Umlage an dem Aufkommen der Gewerbesteuer beteiligt werden. Das Nähere über die Umlage bestimmt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Nach Maßgabe der Landesgesetzgebung können die Grundsteuer und Gewerbesteuer sowie der Gemeindeanteil vom Aufkommen der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer als Bemessungsgrundlagen für Umlagen zugrunde gelegt werden. 

(7) Von dem Länderanteil am Gesamtaufkommen der Gemeinschaftssteuern fließt den Gemeinden und Gemeindeverbänden insgesamt ein von der Landesgesetzgebung zu bestimmender Hundertsatz zu. Im übrigen bestimmt die Landesgesetzgebung, ob und inwieweit das Aufkommen der Landessteuern den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zufließt. 

(8) Veranlaßt der Bund in einzelnen Ländern oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) besondere Einrichtungen, die diesen Ländern oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) unmittelbar Mehrausgaben oder Mindereinnahmen (Sonderbelastungen) verursachen, gewährt der Bund den erforderlichen Ausgleich, wenn und soweit den Ländern oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) nicht zugemutet werden kann, die Sonderbelastungen zu tragen. Entschädigungsleistungen Dritter und finanzielle Vorteile, die diesen Ländern oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) als Folge der Einrichtungen erwachsen, werden bei dem Ausgleich berücksichtigt. 

(9) Als Einnahmen und Ausgaben der Länder im Sinne dieses Artikels gelten auch die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden (Gemeindeverbände). 
 

Artikel 106a

Den Ländern steht ab 1. Januar 1996 für den öffentlichen Personennahverkehr ein Betrag aus dem Steueraufkommen des Bundes zu. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Der Betrag nach Satz 1 bleibt bei der Bemessung der Finanzkraft nach Artikel 107 Abs. 2 unberücksichtigt. 

Zurück
7.2. Einkommenssteuergesetz

7.2.1. § 1- [Einkommensteuerpflicht]

(1) Natürliche Personen, die im Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, sind unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. Zum Inland im Sinne dieses Gesetzes gehört auch der der Bundesrepublik Deutschland zustehende Anteil am Festlandsockel, soweit dort Naturschätze des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes erforscht oder ausgebeutet werden.
(2) Unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind auch deutsche Staatsangehörige, die
1. im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben und
2. zu einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts in einem Dienstverhältnis stehen und dafür Arbeitslohn aus einer inländischen öffentlichen Kasse beziehen, sowie zu ihrem Haushalt gehörende Angehörige, die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder keine Einkünfte oder nur Einkünfte beziehen, die ausschließlich im Inland einkommensteuerpflichtig sind. Dies gilt nur für natürliche Personen, die in dem Staat, in dem sie ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, lediglich in einem der beschränkten Einkommensteuerpflicht ähnlichen Umfang zu einer Steuer vom Einkommen herangezogen werden.
(3) Auf Antrag werden auch natürliche Personen als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig behandelt, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, soweit sie inländische Einkünfte im Sinne des § 49 haben. Dies gilt nur, wenn ihre Einkünfte im Kalenderjahr mindestens zu 90 vom Hundert der deutschen Einkommensteuer unterliegen oder die nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte nicht mehr als 6.136 Euro im Kalenderjahr betragen; dieser Betrag ist zu kürzen, soweit es nach den Verhältnissen im Wohnsitzstaat des Steuerpflichtigen notwendig und angemessen ist. Inländische Einkünfte, die nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung nur der Höhe nach beschränkt besteuert werden dürfen, gelten hierbei als nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegend. Weitere Voraussetzung ist, daß die Höhe der nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte durch eine Bescheinigung der zuständigen ausländischen Steuerbehörde nachgewiesen wird. Der Steuerabzug nach § 50a ist ungeachtet der Sätze 1 bis 4 vorzunehmen.
(4) Natürliche Personen, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, sind vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 und des § 1a beschränkt einkommensteuerpflichtig, wenn sie inländische Einkünfte im Sinne des § 49 haben.
Zurück
7.2.2. § 2  - Umfang der Besteuerung, Begriffsbestimmungen

 (1) Der Einkommensteuer unterliegen
1. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft,
2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb,
3. Einkünfte aus selbständiger Arbeit,
4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit,
5. Einkünfte aus Kapitalvermögen,
6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung,
7. sonstige Einkünfte im Sinne des § 22, die der Steuerpflichtige während seiner unbeschränkten Einkommensteuerpflicht oder als inländische Einkünfte während seiner beschränkten Einkommensteuerpflicht erzielt. Zu welcher Einkunftsart die Einkünfte im einzelnen Fall gehören, bestimmt sich nach den § 13 bis § 24.
(2) Einkünfte sind
1. bei Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständiger Arbeit der Gewinn (§ 4 bis § 7k),
2. bei den anderen Einkunftsarten der Überschuß der Einnahmen über die Werbungskosten (§ 8 bis § 9a).
(3) Die Summe der Einkünfte, vermindert um den Altersentlastungsbetrag und den Abzug nach § 13 Abs. 3, ist der Gesamtbetrag der Einkünfte. Bei der Ermittlung der Summe der Einkünfte sind zunächst jeweils die Summen der Einkünfte aus jeder Einkunftsart, dann die Summe der positiven Einkünfte zu ermitteln. Die Summe der positiven Einkünfte ist, soweit sie den Betrag von 51.500 Euro übersteigt, durch negative Summen der Einkünfte aus anderen Einkunftsarten nur bis zur Hälfte zu mindern. Die Minderung ist in dem Verhältnis vorzunehmen, in dem die positiven Summen der Einkünfte aus verschiedenen Einkunftsarten zur Summe der positiven Einkünfte stehen. Übersteigt die Summe der negativen Einkünfte den nach Satz 3 ausgleichsfähigen Betrag, sind die negativen Summen der Einkünfte aus verschiedenen Einkunftsarten in dem Verhältnis zu berücksichtigen, in dem sie zur Summe der negativen Einkünfte stehen. Bei Ehegatten, die nach den § 26, § 26b zusammen veranlagt werden, sind nicht nach den Sätzen 2 bis 5 ausgeglichene negative Einkünfte des einen Ehegatten dem anderen Ehegatten zuzurechnen, soweit sie bei diesem nach den Sätzen 2 bis 5 ausgeglichen werden können; können negative Einkünfte des einen Ehegatten bei dem anderen Ehegatten zu weniger als 51.500 Euro ausgeglichen werden, sind die positiven Einkünfte des einen Ehegatten über die Sätze 2 bis 5 hinaus um den Unterschiedsbetrag bis zu einem Höchstbetrag von 51.500 Euro durch die noch nicht ausgeglichenen negativen Einkünfte dieses Ehegatten zu mindern, soweit der Betrag der Minderungen bei beiden Ehegatten nach den Sätzen 3 bis 6 den Betrag von 103.000 Euro zuzüglich der Hälfte des den Betrag von 103.000 Euro übersteigenden Teils der zusammengefaßten Summe der positiven Einkünfte beider Ehegatten nicht übersteigt. Können negative Einkünfte des einen Ehegatten bei ihm nach Satz 3 zu weniger als 51.500 Euro ausgeglichen werden, sind die positiven Einkünfte des anderen Ehegatten über die Sätze 2 bis 6 hinaus um den Unterschiedsbetrag bis zu einem Höchstbetrag von 51.500 Euro durch die noch nicht ausgeglichenen negativen Einkünfte des einen Ehegatten zu mindern, soweit der Betrag der Minderungen bei beiden Ehegatten nach den Sätzen 3 bis 7 den Betrag von 103.000 Euro zuzüglich der Hälfte des den Betrag von 103.000 Euro übersteigenden Teils der zusammengefaßten Summe der positiven Einkünfte beider Ehegatten nicht übersteigt. Die Sätze 4 und 5 gelten entsprechend.
(4) Der Gesamtbetrag der Einkünfte, vermindert um die Sonderausgaben und die außergewöhnlichen Belastungen, ist das Einkommen.
(5) Das Einkommen, vermindert um die Freibeträge nach § 32 Abs. 6, den Haushaltsfreibetrag nach § 32 Abs. 7 und um die sonstigen vom Einkommen abzuziehenden Beträge, ist das zu versteuernde Einkommen; dieses bildet die Bemessungsgrundlage für die tarifliche Einkommensteuer. Knüpfen andere Gesetze an den Begriff des zu versteuernden Einkommens an, ist für deren Zweck das Einkommen in allen Fällen des § 32 um die Freibeträge nach § 32 Abs. 6 zu vermindern.
(5a) Knüpfen außersteuerliche Rechtsnormen an die in den vorstehenden Absätzen definierten Begriffe (Einkünfte, Summe der Einkünfte, Gesamtbetrag der Einkünfte, Einkommen, zu versteuerndes Einkommen) an, erhöhen sich für deren Zwecke diese Größen um die nach § 3 Nr. 40 steuerfreien Beträge und mindern sich um die nach § 3c Abs. 2 nicht abziehbaren Beträge.
(6) Die tarifliche Einkommensteuer, vermindert um die anzurechnenden ausländischen Steuern und die Steuerermäßigungen, vermehrt um die Steuer nach § 34c Abs. 5, die Nachsteuer nach § 10 Abs. 5 und den Zuschlag nach § 3 Abs. 4 Satz 2 des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes, ist die festzusetzende Einkommensteuer. Wurde der Gesamtbetrag der Einkünfte in den Fällen des § 10a Abs. 2 um Sonderausgaben nach § 10a Abs. 1 gemindert, ist für die Ermittlung der festzusetzenden Einkommensteuer der Anspruch auf Zulage nach Abschnitt XI der tariflichen Einkommensteuer hinzuzurechnen. Gleiches gilt für das Kindergeld, wenn das Einkommen in den Fällen des § 31 um die Freibeträge nach § 32 Abs. 6 gemindert wurde.
(7) Die Einkommensteuer ist eine Jahressteuer. Die Grundlagen für ihre Festsetzung sind jeweils für ein Kalenderjahr zu ermitteln. Besteht während eines Kalenderjahres sowohl unbeschränkte als auch beschränkte Einkommensteuerpflicht, so sind die während der beschränkten Einkommensteuerpflicht erzielten inländischen Einkünfte in eine Veranlagung zur unbeschränkten Einkommensteuerpflicht einzubeziehen.
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7.2.3. § 3 - steuerfreie Einnahmen
Steuerfrei sind
1. a) Leistungen aus einer Krankenversicherung, aus einer Pflegeversicherung und aus der gesetzlichen Unfallversicherung,
b) Sachleistungen und Kinderzuschüsse aus den gesetzlichen Rentenversicherungen einschließlich der Sachleistungen nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte,
c) Übergangsgeld nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch und Geldleistungen nach den § 10, § 36 bis § 39 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte,
d) das Mutterschaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz, der Reichsversicherungsordnung und dem Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte, die Sonderunterstützung für im Familienhaushalt beschäftigte Frauen, der Zuschuß zum Mutterschaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz sowie der Zuschuß nach § 4a Mutterschutzverordnung oder einer entsprechenden Landesregelung;
2. das Arbeitslosengeld, das Teilarbeitslosengeld, das Kurzarbeitergeld, das Winterausfallgeld, die Arbeitslosenhilfe, das Übergangsgeld, das Unterhaltsgeld, die Eingliederungshilfe, das Überbrückungsgeld nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch oder dem Arbeitsförderungsgesetz sowie das aus dem Europäischen Sozialfonds finanzierte Unterhaltsgeld und die aus Landesmitteln ergänzten Leistungen aus dem Europäischen Sozialfonds zur Aufstockung des Überbrückungsgeldes nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch oder dem Arbeitsförderungsgesetz und die übrigen Leistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch oder dem Arbeitsförderungsgesetz und den entsprechenden Programmen des Bundes und der Länder, soweit sie Arbeitnehmern oder Arbeitsuchenden oder zur Förderung der Ausbildung oder Fortbildung der Empfänger gewährt werden, sowie Leistungen auf Grund der in § 141m Abs. 1 und § 141n Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes oder § 187 und § 208 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch genannten Ansprüche, Leistungen auf Grund der in § 115 Abs. 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 117 Abs. 4 Satz 1 oder § 134 Abs. 4, § 160 Abs. 1 Satz 1 und § 166a des Arbeitsförderungsgesetzes oder in Verbindung mit § 143 Abs. 3 oder § 198 Satz 2 Nr. 6, § 335 Abs. 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch genannten Ansprüche, wenn über das Vermögen des ehemaligen Arbeitgebers des Arbeitslosen das Konkursverfahren, Gesamtvollstreckungsverfahren oder Insolvenzverfahren eröffnet worden ist oder einer der Fälle des § 141b Abs. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes oder des § 183 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch vorliegt, und der Altersübergangsgeld-Ausgleichsbetrag nach § 249e Abs. 4a des Arbeitsförderungsgesetzes in der bis zum 31.12.1997 geltenden Fassung; 2a. die Arbeitslosenbeihilfe und die Arbeitslosenhilfe nach dem Soldatenversorgungsgesetz;
3. Kapitalabfindungen auf Grund der gesetzlichen Rentenversicherung und auf Grund der Beamten-(Pensions-)Gesetze;
4. bei Angehörigen der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes, der Bereitschaftspolizei der Länder, der Vollzugspolizei und der Berufsfeuerwehr der Länder und Gemeinden und bei Vollzugsbeamten der Kriminalpolizei des Bundes, der Länder und Gemeinden
a) der Geldwert der ihnen aus Dienstbeständen überlassenen Dienstkleidung,
b) Einkleidungsbeihilfen und Abnutzungsentschädigungen für die Dienstkleidung der zum Tragen oder Bereithalten von Dienstkleidung Verpflichteten und für dienstlich notwendige Kleidungsstücke der Vollzugsbeamten der Kriminalpolizei,
c) im Einsatz gewährte Verpflegung oder Verpflegungszuschüsse,
d) der Geldwert der auf Grund gesetzlicher Vorschriften gewährten Heilfürsorge;
5. die Geld- und Sachbezüge sowie die Heilfürsorge, die Soldaten auf Grund des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Wehrsoldgesetzes und Zivildienstleistende auf Grund des § 35 des Zivildienstgesetzes erhalten;
6. Bezüge, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften aus öffentlichen Mitteln versorgungshalber an Wehrdienstbeschädigte und Zivildienstbeschädigte oder ihre Hinterbliebenen, Kriegsbeschädigte, Kriegshinterbliebene und ihnen gleichgestellte Personen gezahlt werden, soweit es sich nicht um Bezüge handelt, die auf Grund der Dienstzeit gewährt werden;
7. Ausgleichsleistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz, Leistungen nach dem Flüchtlingshilfegesetz, dem Bundesvertriebenengesetz, dem Reparationsschädengesetz, dem Vertriebenenzuwendungsgesetz, dem NS-Verfolgtenentschädigungsgesetz sowie Leistungen nach dem Entschädigungsgesetz und nach dem Ausgleichsleistungsgesetz, soweit sie nicht Kapitalerträge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 7 und Abs. 2 sind;
8. Geldrenten, Kapitalentschädigungen und Leistungen im Heilverfahren, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts gewährt werden. Die Steuerpflicht von Bezügen aus einem aus Wiedergutmachungsgründen neu begründeten oder wieder begründeten Dienstverhältnis sowie von Bezügen aus einem früheren Dienstverhältnis, die aus Wiedergutmachungsgründen neu gewährt oder wieder gewährt werden, bleibt unberührt;
9. Abfindungen wegen einer vom Arbeitgeber veranlaßten oder gerichtlich ausgesprochenen Auflösung des Dienstverhältnisses, höchstens jedoch 8.181 Euro. Hat der Arbeitnehmer das 50. Lebensjahr vollendet und hat das Dienstverhältnis mindestens 15 Jahre bestanden, so beträgt der Höchstbetrag 10.226 Euro, hat der Arbeitnehmer das 55. Lebensjahr vollendet und hat das Dienstverhältnis mindestens 20 Jahre bestanden, so beträgt der Höchstbetrag 12.271 Euro;
10. Übergangsgelder und Übergangsbeihilfen auf Grund gesetzlicher Vorschriften wegen Entlassung aus einem Dienstverhältnis, höchstens jedoch 12.271 Euro;
11. Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die wegen Hilfsbedürftigkeit oder als Beihilfe zu dem Zweck bewilligt werden, die Erziehung oder Ausbildung, die Wissenschaft oder Kunst unmittelbar zu fördern. Darunter fallen nicht Kinderzuschläge und Kinderbeihilfen, die auf Grund der Besoldungsgesetze, besonderer Tarife oder ähnlicher Vorschriften gewährt werden. Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist, daß der Empfänger mit den Bezügen nicht zu einer bestimmten wissenschaftlichen oder künstlerischen Gegenleistung oder zu einer Arbeitnehmertätigkeit verpflichtet wird;
12. aus einer Bundeskasse oder Landeskasse gezahlte Bezüge, die in einem Bundesgesetz oder Landesgesetz oder einer auf bundesgesetzlicher oder landesgesetzlicher Ermächtigung beruhenden Bestimmung oder von der Bundesregierung oder einer Landesregierung als Aufwandsentschädigung festgesetzt sind und als Aufwandsentschädigung im Haushaltsplan ausgewiesen werden. Das gleiche gilt für andere Bezüge, die als Aufwandsentschädigung aus öffentlichen Kassen an öffentliche Dienste leistende Personen gezahlt werden, soweit nicht festgestellt wird, daß sie für Verdienstausfall oder Zeitverlust gewährt werden oder den Aufwand, der dem Empfänger erwächst, offenbar übersteigen;
13. die aus öffentlichen Kassen gezahlten Reisekostenvergütungen, Umzugskostenvergütungen und Trennungsgelder. Die als Reisekostenvergütungen gezahlten Vergütungen für Verpflegungsmehraufwendungen sind nur insoweit steuerfrei, als sie die Pauschbeträge nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 nicht übersteigen; Trennungsgelder sind nur insoweit steuerfrei als sie die nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 und Abs. 5 sowie § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 abziehbaren Aufwendungen nicht übersteigen;
14. Zuschüsse eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung zu den Aufwendungen eines Rentners für seine Kranken- und Pflegeversicherung;
15. Zuwendungen, die Arbeitnehmer anläßlich ihrer Eheschließung oder der Geburt eines Kindes von ihrem Arbeitgeber erhalten, soweit sie jeweils 358 Euro nicht übersteigen;
16. die Vergütungen, die Arbeitnehmer außerhalb des öffentlichen Dienstes von ihrem Arbeitgeber zur Erstattung von Reisekosten, Umzugskosten oder Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsführung erhalten, soweit sie die beruflich veranlaßten Mehraufwendungen, bei Verpflegungsmehraufwendungen die Pauschbeträge nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 und bei Familienheimfahrten mit dem eigenen oder außerhalb des Dienstverhältnisses zur Nutzung überlassenen Kraftfahrzeugs die Pauschbeträge nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 nicht übersteigen; Vergütungen zur Erstattung von Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsführung sind nur insoweit steuerfrei, als sie die nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 und Abs. 5 sowie § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 abziehbaren Aufwendungen nicht übersteigen;
17. Zuschüsse zum Beitrag nach § 32 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte;
18. das Aufgeld für ein an die Bank für Vertriebene und Geschädigte (Lastenausgleichsbank) zugunsten des Ausgleichsfonds (§ 5 Lastenausgleichsgesetz) gegebenes Darlehen, wenn das Darlehen nach § 7f des Gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.09.1953 (BGBl. I S. 1355) im Jahr der Hingabe als Betriebsausgabe abzugsfähig war;
19. Entschädigungen auf Grund des Gesetzes über die Entschädigung ehemaliger deutscher Kriegsgefangener;
20. die aus öffentlichen Mitteln des Bundespräsidenten aus sittlichen oder sozialen Gründen gewährten Zuwendungen an besonders verdiente Personen oder ihre Hinterbliebenen;
21. Zinsen aus Schuldbuchforderungen im Sinne des § 35 Abs. 1 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 653-1, veröffentlichten bereinigten Fassung;
22. der Ehrensold, der auf Grund des Gesetzes über Titel, Orden und Ehrenzeichen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 1132-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.04.1986 (BGBl. I S. 560), gewährt wird;
23. die Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz, dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz, dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz und dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz;
24. Leistungen, die auf Grund des Bundeskindergeldgesetzes gewährt werden;
25. Entschädigungen nach dem Infektionsschutzgesetz vom 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045);
26. Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren nebenberuflichen Tätigkeiten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten oder der nebenberuflichen Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen im Dienst oder im Auftrag einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer unter § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§ 52 bis § 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 1.848 Euro im Jahr. Überschreiten die Einnahmen für die in Satz 1 bezeichneten Tätigkeiten den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuflichen Tätigkeiten in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Ausgaben abweichend von § 3c nur insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden, als sie den Betrag der steuerfreien Einnahmen übersteigen;
27. der Grundbetrag der Produktionsaufgaberente und das Ausgleichsgeld nach dem Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit bis zum Höchstbetrag von 18.407 Euro;
28. die Aufstockungsbeträge im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a sowie die Beiträge und Aufwendungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und des § 4 Abs. 2 des Altersteilzeitgesetzes, die Zuschläge auf Grund des § 6 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes sowie die Zahlungen des Arbeitgebers zur Übernahme der Beiträge im Sinne des § 187a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch, soweit sie 50 vom Hundert der Beiträge nicht übersteigen;
29. das Gehalt und die Bezüge,
a) die die diplomatischen Vertreter ausländischer Staaten, die ihnen zugewiesenen Beamten und die in ihren Diensten stehenden Personen erhalten. Dies gilt nicht für deutsche Staatsangehörige oder für im Inland ständig ansässige Personen;
b) der Berufskonsuln, der Konsulatsangehörigen und ihres Personals, soweit sie Angehörige des Entsendestaates sind. Dies gilt nicht für Personen, die im Inland ständig ansässig sind oder außerhalb ihres Amtes oder Dienstes einen Beruf, ein Gewerbe und eine andere gewinnbringende Tätigkeit ausüben;
30. Entschädigungen für die betriebliche Benutzung von Werkzeugen eines Arbeitnehmers (Werkzeuggeld), soweit sie die entsprechenden Aufwendungen des Arbeitnehmers nicht offensichtlich übersteigen;
31. die typische Berufskleidung, die der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt überläßt; dasselbe gilt für eine Barablösung eines nicht nur einzelvertraglichen Anspruchs auf Gestellung von typischer Berufskleidung, wenn die Barablösung betrieblich veranlaßt ist und die entsprechenden Aufwendungen des Arbeitnehmers nicht offensichtlich übersteigt;
32. die unentgeltliche oder verbilligte Sammelbeförderung eines Arbeitnehmers zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit einem vom Arbeitgeber gestellten Beförderungsmittel soweit die Sammelbeförderung für den betrieblichen Einsatz des Arbeitnehmers notwendig ist;
33. zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbrachte Leistungen des Arbeitgebers zur Unterbringung und Betreuung von nicht schulpflichtigen Kindern der Arbeitnehmer in Kindergärten oder vergleichbaren Einrichtungen;
34. Zuschüsse des Arbeitgebers, die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr gezahlt werden. Das gleiche gilt für die unentgeltliche oder verbilligte Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im Linienverkehr zu Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, die der Arbeitnehmer auf Grund seines Dienstverhältnisses zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn in Anspruch nehmen kann;
35. die Einnahmen der bei der Deutsche Post AG, Deutsche Postbank AG oder Deutsche Telekom AG beschäftigten Beamten, soweit die Einnahmen ohne Neuordnung des Postwesens und der Telekommunikation nach den Nummern 11 bis 13 steuerfrei wären;
36. Einnahmen für Leistungen zur Grundpflege oder hauswirtschaftlichen Versorgung bis zur Höhe des Pflegegeldes nach § 37 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, wenn diese Leistungen von Angehörigen des Pflegebedürftigen oder von anderen Personen, die damit eine sittliche Pflicht im Sinne des § 33 Abs. 2 gegenüber dem Pflegebedürftigen erfüllen, erbracht werden. Entsprechendes gilt, wenn der Pflegebedürftige Pflegegeld aus privaten Versicherungsverträgen nach den Vorgaben des Elften Buches Sozialgesetzbuch oder eine Pauschalbeihilfe nach Beihilfevorschriften für häusliche Pflege erhält;
37. der Unterhaltsbeitrag und der Maßnahmebeitrag nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz, soweit sie als Zuschuß geleistet werden;
38. Sachprämien, die der Steuerpflichtige für die persönliche Inanspruchnahme von Dienstleistungen von Unternehmen unentgeltlich erhält, die diese zum Zwecke der Kundenbindung im allgemeinen Geschäftsverkehr in einem jedermann zugänglichen planmäßigen Verfahren gewähren, soweit der Wert der Prämien 1.224 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt;
39. das Arbeitsentgelt aus einer geringfügigen Beschäftigung im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, für das der Arbeitgeber Beiträge nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b (geringfügig versicherungspflichtig Beschäftigte) oder nach § 172 Abs. 3 (versicherungsfrei geringfügig Beschäftigte) des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten hat, wenn die Summe der anderen Einkünfte des Arbeitnehmers nicht positiv ist;
40. die Hälfte
a) der Betriebsvermögensmehrungen oder Einnahmen aus der Veräußerung oder der Entnahme von Anteilen an Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, deren Leistungen beim Empfänger zu Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 gehören, oder aus deren Auflösung oder Herabsetzung von deren Nennkapital oder aus dem Ansatz eines solchen Wirtschaftsguts mit dem Wert, der sich nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 ergibt, soweit sie zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb oder aus selbständiger Arbeit gehören. Dies gilt nicht, soweit der Ansatz des niedrigeren Teilwerts in vollem Umfang zu einer Gewinnminderung geführt hat und soweit diese Gewinnminderung nicht durch Ansatz eines Werts, der sich nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 ergibt, ausgeglichen worden ist,
b) des Veräußerungspreises im Sinne des § 16 Abs. 2, soweit er auf die Veräußerung von Anteilen an Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen entfällt, deren Leistungen beim Empfänger zu Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 gehören. Satz 1 ist in den Fällen des § 16 Abs. 3 entsprechend anzuwenden,
c) des Veräußerungspreises oder des gemeinen Wertes im Sinne des § 17 Abs. 2. Satz 1 ist in den Fällen des § 17 Abs. 4 entsprechend anzuwenden,
d) der Bezüge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 und der Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 9,
e) der Bezüge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 2,
f) der besonderen Entgelte oder Vorteile im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, die neben den in § 20 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a bezeichneten Einnahmen oder an deren Stelle gewährt werden,
g) der Einnahmen aus der Veräußerung von Dividendenscheinen und sonstigen Ansprüchen im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a,
h) der Einnahmen aus der Abtretung von Dividendenansprüchen oder sonstigen Ansprüchen im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 2,
i) der Bezüge im Sinne des § 22 Nr. 1 Satz 2, soweit diese von einer nicht von der Körperschaftsteuer befreiten Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse stammen,
j) des Veräußerungspreises im Sinne des § 23 Abs. 3 bei der Veräußerung von Anteilen an Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen, deren Leistungen beim Empfänger zu Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 gehören. Dies gilt für Satz 1 Buchstabe d bis h auch in Verbindung mit § 20 Abs. 3. Satz 1 Buchstabe a und b ist nur anzuwenden, soweit die Anteile nicht einbringungsgeboren im Sinne des § 21 des Umwandlungssteuergesetzes sind. Satz 3 gilt nicht, wenn
a) der in Satz 1 Buchstabe a und b bezeichnete Vorgang später als sieben Jahre nach dem Zeitpunkt der Einbringung im Sinne des § 20 Abs. 1 Satz 1 oder des § 23 Abs. 1 bis 3 des Umwandlungssteuergesetzes, auf die der Erwerb der in Satz 3 bezeichneten Anteile zurückzuführen ist, stattfindet oder
b) die in Satz 3 bezeichneten Anteile auf Grund eines Einbringungsvorgangs nach § 20 Abs. 1 Satz 2 des Umwandlungssteuergesetzes erworben worden sind, es sei denn, die eingebrachten Anteile sind unmittelbar oder mittelbar auf eine Einbringung im Sinne des Buchstabens a innerhalb der dort bezeichneten Frist zurückzuführen. Satz 1 Buchstabe a, b und d bis h ist nicht anzuwenden für Anteile, die bei Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten nach § 1 Abs. 12 des Gesetzes über das Kreditwesen dem Handelsbuch zuzurechnen sind; Gleiches gilt für Anteile, die von Finanzunternehmen im Sinne des Gesetzes über das Kreditwesen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolges erworben werden. Satz 5 zweiter Halbsatz gilt auch für Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Finanzunternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder in einem anderen Vertragsstaat des EWR-Abkommens.
41. (weggefallen);
42. die Zuwendungen, die auf Grund des Fulbright-Abkommens gezahlt werden;
43. der Ehrensold für Künstler sowie Zuwendungen aus Mitteln der Deutschen Künstlerhilfe, wenn es sich um Bezüge aus öffentlichen Mitteln handelt, die wegen der Bedürftigkeit des Künstlers gezahlt werden;
44. Stipendien, die unmittelbar aus öffentlichen Mitteln oder von zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtungen, denen die Bundesrepublik Deutschland als Mitglied angehört, zur Förderung der Forschung oder zur Förderung der wissenschaftlichen oder künstlerischen Ausbildung oder Fortbildung gewährt werden. Das gleiche gilt für Stipendien, die zu den in Satz 1 bezeichneten Zwecken von einer Einrichtung, die von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts errichtet ist oder verwaltet wird, oder von einer Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes gegeben werden. Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist, daß
a) die Stipendien einen für die Erfüllung der Forschungsaufgabe oder für die Bestreitung des Lebensunterhalts und die Deckung des Ausbildungsbedarfs erforderlichen Betrag nicht übersteigen und nach den von dem Geber erlassenen Richtlinien vergeben werden,
b) der Empfänger im Zusammenhang mit dem Stipendium nicht zu einer bestimmten wissenschaftlichen oder künstlerischen Gegenleistung oder zu einer Arbeitnehmertätigkeit verpflichtet ist,
c) bei Stipendien zur Förderung der wissenschaftlichen oder künstlerischen Fortbildung im Zeitpunkt der erstmaligen Gewährung eines solchen Stipendiums der Abschluß der Berufsausbildung des Empfängers nicht länger als zehn Jahre zurückliegt;
45. die Vorteile des Arbeitnehmers aus der privaten Nutzung von betrieblichen Personalcomputern und Telekommunikationsgeräten;
46. Bergmannsprämien nach dem Gesetz über Bergmannsprämien;
47. Leistungen nach § 14a Abs. 4 und § 14b des Arbeitsplatzschutzgesetzes;
48. Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz, soweit sie nicht nach dessen § 15 Abs. 1 Satz 2 steuerpflichtig sind;
49. laufende Zuwendungen eines früheren alliierten Besatzungssoldaten an seine im Geltungsbereich des Grundgesetzes ansässige Ehefrau, soweit sie auf diese Zuwendungen angewiesen ist;
50. die Beträge, die der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber erhält, um sie für ihn auszugeben (durchlaufende Gelder), und die Beträge, durch die Auslagen des Arbeitnehmers für den Arbeitgeber ersetzt werden (Auslagenersatz);
51. Trinkgelder, die dem Arbeitnehmer von Dritten gezahlt werden, ohne daß ein Rechtsanspruch darauf besteht, soweit sie 1.224 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigen;
52. besondere Zuwendungen des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer nach näherer Maßgabe einer Rechtsverordnung, soweit es aus sozialen Gründen oder zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens geboten erscheint, die Zuwendungen ganz oder teilweise steuerfrei zu belassen;
53. (weggefallen);
54. Zinsen aus Entschädigungsansprüchen für deutsche Auslandsbonds im Sinne der § 52 bis § 54 des Bereinigungsgesetzes für deutsche Auslandsbonds in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4139-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, soweit sich die Entschädigungsansprüche gegen den Bund oder die Länder richten. Das gleiche gilt für die Zinsen aus Schuldverschreibungen und Schuldbuchforderungen, die nach den § 9, § 10 und § 14 des Gesetzes zur näheren Regelung der Entschädigungsansprüche für Auslandsbonds in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4139-3, veröffentlichten bereinigten Fassung vom Bund oder von den Ländern für Entschädigungsansprüche erteilt oder eingetragen werden;
55. (weggefallen);
56. (weggefallen);
57. die Beträge, die die Künstlersozialkasse zugunsten des nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz Versicherten aus dem Aufkommen von Künstlersozialabgabe und Bundeszuschuß an einen Träger der Sozialversicherung oder an den Versicherten zahlt;
58. das Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz und dem Wohngeldsondergesetz, die sonstigen Leistungen zur Senkung der Miete oder Belastung im Sinne des § 38 des Wohngeldgesetzes sowie öffentliche Zuschüsse zur Deckung laufender Aufwendungen und Zinsvorteile bei Darlehen, die aus öffentlichen Haushalten gewährt werden, für eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte Wohnung im eigenen Haus oder eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte Eigentumswohnung soweit die Zuschüsse und Zinsvorteile die Vorteile aus einer entsprechenden Förderung mit öffentlichen Mitteln nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz nicht überschreiten.
59. die Zusatzförderung nach § 88e des Zweiten Wohnungsbaugesetzes und nach § 51f des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland, soweit die Einkünfte dem Mieter zuzurechnen sind, und die Vorteile aus einer mietweisen Wohnungsüberlassung im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis, soweit sie die Vorteile aus einer entsprechenden Förderung nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz nicht überschreiten;
60. Leistungen aus öffentlichen Mitteln an Arbeitnehmer des Steinkohlen-, Pechkohlen- und Erzbergbaues, des Braunkohlentiefbaues und der Eisen- und Stahlindustrie aus Anlaß von Stillegungs-, Einschränkungs-, Umstellungs- oder Rationalisierungsmaßnahmen;
61. Leistungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 2, § 7 Abs. 3, § 9, § 10 Abs. 1, § 13, § 15 des Entwicklungshelfer-Gesetzes;
62. Ausgaben des Arbeitgebers für die Zukunftssicherung des Arbeitnehmers, soweit der Arbeitgeber dazu nach sozialversicherungsrechtlichen oder anderen gesetzlichen Vorschriften oder nach einer auf gesetzlicher Ermächtigung beruhenden Bestimmung verpflichtet ist. Den Ausgaben des Arbeitgebers für die Zukunftssicherung, die auf Grund gesetzlicher Verpflichtung geleistet werden, werden gleichgestellt Zuschüsse des Arbeitgebers zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers
a) für eine Lebensversicherung,
b) für die freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung,
c) für eine öffentlich-rechtliche Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung seiner Berufsgruppe, wenn der Arbeitnehmer von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit worden ist. Die Zuschüsse sind nur insoweit steuerfrei, als sie insgesamt bei Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung der Angestellten die Hälfte und bei Befreiung von der Versicherungspflicht in der knappschaftlichen Rentenversicherung zwei Drittel der Gesamtaufwendungen des Arbeitnehmers nicht übersteigen und nicht höher sind als der Betrag, der als Arbeitgeberanteil bei Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung der Angestellten oder in der knappschaftlichen Rentenversicherung zu zahlen wäre. Die Sätze 2 und 3 gelten sinngemäß für Beiträge des Arbeitgebers zu einer Pensionskasse, wenn der Arbeitnehmer bei diesem Arbeitgeber nicht im Inland beschäftigt ist und der Arbeitgeber keine Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung im Inland leistet; Beiträge des Arbeitgebers zu einer Rentenversicherung auf Grund gesetzlicher Verpflichtung sind anzurechnen;
63. Beiträge des Arbeitgebers aus dem ersten Dienstverhältnis an eine Pensionskasse oder einen Pensionsfonds, soweit sie insgesamt im Kalenderjahr 4 vom Hundert der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten nicht übersteigen. Dies gilt nicht für Beiträge an eine Zusatzversorgungseinrichtung für eine betriebliche Altersversorgung im Sinne des § 10a Abs. 1 Satz 4 oder soweit der Arbeitnehmer nach § 1a Abs. 3 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung verlangt hat, dass die Voraussetzungen für eine Förderung nach § 10a oder Abschnitt XI erfüllt werden;
64. bei Arbeitnehmern, die zu einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts in einem Dienstverhältnis stehen und dafür Arbeitslohn aus einer inländischen öffentlichen Kasse beziehen, die Bezüge für eine Tätigkeit im Ausland insoweit, als sie den Arbeitslohn übersteigen, der dem Arbeitnehmer bei einer gleichwertigen Tätigkeit am Ort der zahlenden öffentlichen Kasse zustehen würde; bei anderen für einen begrenzten Zeitraum in das Ausland entsandten Arbeitnehmern, die dort einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, der ihnen von einem inländischen Arbeitgeber gewährte Kaufkraftausgleich, soweit er den für vergleichbare Auslandsdienstbezüge nach § 54 des Bundesbesoldungsgesetzes zulässigen Betrag nicht übersteigt;
65. Beiträge des Trägers der Insolvenzsicherung (§ 14 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 800-22, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.12.1989, BGBl. I S. 2261) zugunsten eines Versorgungsberechtigten und seiner Hinterbliebenen an eine Pensionskasse oder ein Unternehmen der Lebensversicherung zur Ablösung von Verpflichtungen, die der Träger der Insolvenzsicherung im Sicherungsfall gegenüber dem Versorgungsberechtigten und seinen Hinterbliebenen hat. Das Gleiche gilt für Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstützungskasse zur Übernahme von Versorgungsleistungen oder unverfallbaren Versorgungsanwartschaften durch eine Pensionskasse oder ein Unternehmen der Lebensversicherung in den in § 4 Abs. 3 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung bezeichneten Fällen. Die Leistungen der Pensionskasse oder des Unternehmens der Lebensversicherung auf Grund der Beiträge nach Satz 1 oder in den Fällen des Satzes 2 gehören zu den Einkünften, zu denen die Versorgungsleistungen gehören würden, die ohne Eintritt des Sicherungsfalls oder Übernahmefalls zu erbringen wären. Soweit sie zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 19 gehören, ist von ihnen Lohnsteuer einzubehalten. Für die Erhebung der Lohnsteuer gelten die Pensionskasse oder das Unternehmen der Lebensversicherung als Arbeitgeber und der Leistungsempfänger als Arbeitnehmer;
66. Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstützungskasse an einen Pensionsfonds zur Übernahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsanwartschaften durch den Pensionsfonds, wenn ein Antrag nach § 4d Abs. 3 oder § 4e Abs. 3 gestellt worden ist;
67. das Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz und vergleichbare Leistungen der Länder sowie Leistungen für Kindererziehung an Mütter der Geburtsjahrgänge vor 1921 nach den § 294 bis § 299 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und der Kindererziehungszuschlag nach dem Kindererziehungszuschlagsgesetz;
68. die Hilfen nach dem Gesetz über die Hilfe für durch Anti-D-Immunprophylaxe mit dem Hepatitis-C-Virus infizierte Personen vom 02.08.2000 BGBl. I S. 1270);
69. die von der Stiftung "Humanitäre Hilfe für durch Blutprodukte HIV-infizierte Personen" nach dem HIV-Hilfegesetz vom 24.07.1995 (BGBl. I S. 972) gewährten Leistungen.
Zurück
7.2.4. § 4 - Gewinnbegriff im allgemeinen
(1) Gewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem Betriebsvermögen am Schluß des Wirtschaftsjahrs und dem Betriebsvermögen am Schluß des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs, vermehrt um den Wert der Entnahmen und vermindert um den Wert der Einlagen. Entnahmen sind alle Wirtschaftsgüter (Barentnahmen, Waren, Erzeugnisse, Nutzungen und Leistungen), die der Steuerpflichtige dem Betrieb für sich, für seinen Haushalt oder für andere betriebsfremde Zwecke im Laufe des Wirtschaftsjahrs entnommen hat. Ein Wirtschaftsgut wird nicht dadurch entnommen, daß der Steuerpflichtige zur Gewinnermittlung nach Absatz 3 oder nach § 13a übergeht. Eine Änderung der Nutzung eines Wirtschaftsguts, die bei Gewinnermittlung nach Satz 1 keine Entnahme ist, ist auch bei Gewinnermittlung nach Absatz 3 oder nach § 13a keine Entnahme. Einlagen sind alle Wirtschaftsgüter (Bareinzahlungen und sonstige Wirtschaftsgüter), die der Steuerpflichtige dem Betrieb im Laufe des Wirtschaftsjahrs zugeführt hat. Bei der Ermittlung des Gewinns sind die Vorschriften über die Betriebsausgaben, über die Bewertung und über die Absetzung für Abnutzung oder Substanzverringerung zu befolgen.
(2) Der Steuerpflichtige darf die Vermögensübersicht (Bilanz) auch nach ihrer Einreichung beim Finanzamt ändern, soweit sie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung unter Befolgung der Vorschriften dieses Gesetzes nicht entspricht. Darüber hinaus ist eine Änderung der Vermögensübersicht (Bilanz) nur zulässig, wenn sie in einem engen zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit einer Änderung nach Satz 1 steht und soweit die Auswirkung der Änderung nach Satz 1 auf den Gewinn reicht.
(3) Steuerpflichtige, die nicht auf Grund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, Bücher zu führen und regelmäßig Abschlüsse zu machen, und die auch keine Bücher führen und keine Abschlüsse machen, können als Gewinn den Überschuß der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben ansetzen. Hierbei scheiden Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben aus, die im Namen und für Rechnung eines anderen vereinnahmt und verausgabt werden (durchlaufende Posten). Die Vorschriften über die Absetzung für Abnutzung oder Substanzverringerung sind zu befolgen. Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten für nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens sind erst im Zeitpunkt der Veräußerung oder Entnahme dieser Wirtschaftsgüter als Betriebsausgaben zu berücksichtigen. Die nicht abnutzbaren Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens sind unter Angabe des Tages der Anschaffung oder Herstellung und der Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder des an deren Stelle getretenen Werts in besondere, laufend zu führende Verzeichnisse aufzunehmen.
(4) Betriebsausgaben sind die Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlaßt sind.
(4a) Schuldzinsen sind nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5 nicht abziehbar, wenn Überentnahmen getätigt worden sind. Eine Überentnahme ist der Betrag, um den die Entnahmen die Summe des Gewinns und der Einlagen des Wirtschaftsjahres übersteigen. Entnahmen und Einlagen, die in den letzten drei Monaten eines Wirtschaftsjahres getätigt werden, sind nicht zu berücksichtigen, soweit sie in der Summe in den nächsten drei Monaten des Folgejahres wieder rückgängig gemacht werden. Die nicht abziehbaren Schuldzinsen werden typisiert mit sechs vom Hundert der Überentnahme des Wirtschaftsjahres zuzüglich der Überentnahmen vorangegangener Wirtschaftsjahre und abzüglich der Beträge, um die in den vorangegangenen Wirtschaftsjahren der Gewinn und die Einlagen die Entnahmen überstiegen haben (Unterentnahmen), ermittelt. Der sich dabei ergebende Betrag, höchstens jedoch der um 4.000 Deutsche Mark verminderte Betrag der im Wirtschaftsjahr angefallenen Schuldzinsen, ist dem Gewinn hinzuzurechnen. Der Abzug von Schuldzinsen für Darlehen zur Finanzierung von Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens bleibt unberührt. Die Sätze 1 bis 6 sind bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 sinngemäß anzuwenden; hierzu sind Entnahmen und Einlagen gesondert aufzuzeichnen.
(5) Die folgenden Betriebsausgaben dürfen den Gewinn nicht mindern:
1. Aufwendungen für Geschenke an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen sind. Satz 1 gilt nicht, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der dem Empfänger im Wirtschaftsjahr zugewendeten Gegenstände insgesamt 75 Deutsche Mark nicht übersteigen;
2. Aufwendungen für die Bewirtung von Personen aus geschäftlichem Anlaß, soweit sie 80 vom Hundert der Aufwendungen übersteigen, die nach der allgemeinen Verkehrsauffassung als angemessen anzusehen und deren Höhe und betriebliche Veranlassung nachgewiesen sind. Zum Nachweis der Höhe und der betrieblichen Veranlassung der Aufwendungen hat der Steuerpflichtige schriftlich die folgenden Angaben zu machen: Ort, Tag, Teilnehmer und Anlaß der Bewirtung sowie Höhe der Aufwendungen. Hat die Bewirtung in einer Gaststätte stattgefunden, so genügen Angaben zu dem Anlaß und den Teilnehmern der Bewirtung; die Rechnung über die Bewirtung ist beizufügen;
3. Aufwendungen für Einrichtungen des Steuerpflichtigen, soweit sie der Bewirtung, Beherbergung oder Unterhaltung von Personen, die nicht Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen sind, dienen (Gästehäuser) und sich außerhalb des Orts eines Betriebs des Steuerpflichtigen befinden;
4. Aufwendungen für Jagd oder Fischerei, für Segeljachten oder Motorjachten sowie für ähnliche Zwecke und für die hiermit zusammenhängenden Bewirtungen;
5. Mehraufwendungen für die Verpflegung des Steuerpflichtigen, soweit in den folgenden Sätzen nichts anderes bestimmt ist. Wird der Steuerpflichtige vorübergehend von seiner Wohnung und dem Mittelpunkt seiner dauerhaft angelegten betrieblichen Tätigkeit entfernt betrieblich tätig, ist für jeden Kalendertag, an dem der Steuerpflichtige wegen dieser vorübergehenden Tätigkeit von seiner Wohnung und seinem Tätigkeitsmittelpunkt
a) 24 Stunden abwesend ist, ein Pauschbetrag von 46 Deutsche Mark,
b) weniger als 24 Stunden, aber mindestens 14 Stunden abwesend ist, ein Pauschbetrag von 20 Deutsche Mark,
c) weniger als 14 Stunden, aber mindestens 8 Stunden abwesend ist, ein Pauschbetrag von 10 Deutsche Mark abzuziehen; eine Tätigkeit, die nach 16 Uhr begonnen und vor 8 Uhr des nachfolgenden Kalendertags beendet wird, ohne daß eine Übernachtung stattfindet, ist mit der gesamten Abwesenheitsdauer dem Kalendertag der überwiegenden Abwesenheit zuzurechnen. Wird der Steuerpflichtige bei seiner individuellen betrieblichen Tätigkeit typischerweise nur an ständig wechselnden Tätigkeitsstätten oder auf einem Fahrzeug tätig, gilt Satz 2 entsprechend; dabei ist allein die Dauer der Abwesenheit von der Wohnung maßgebend. Bei einer Tätigkeit im Ausland treten an die Stelle der Pauschbeträge nach Satz 2 länderweise unterschiedliche Pauschbeträge, die für die Fälle der Buchstaben a, b und c mit 120, 80 und 40 vom Hundert der höchsten Auslandstagegelder nach dem Bundesreisekostengesetz vom Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder festgesetzt werden; dabei bestimmt sich der Pauschbetrag nach dem Ort, den der Steuerpflichtige vor 24 Uhr Ortszeit zuletzt erreicht, oder, wenn dieser Ort im Inland liegt, nach dem letzten Tätigkeitsort im Ausland. Bei einer längerfristigen vorübergehenden Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte beschränkt sich der pauschale Abzug nach Satz 2 auf die ersten drei Monate. Die Abzugsbeschränkung nach Satz 1, die Pauschbeträge nach den Sätzen 2 und 4 sowie die Dreimonatsfrist nach Satz 5 gelten auch für den Abzug von Verpflegungsmehraufwendungen bei einer aus betrieblichem Anlaß begründeten doppelten Haushaltsführung; dabei ist für jeden Kalendertag innerhalb der Dreimonatsfrist, an dem gleichzeitig eine Tätigkeit im Sinne des Satzes 2 oder 3 ausgeübt wird, nur der jeweils höchste in Betracht kommende Pauschbetrag abzuziehen und die Dauer einer Tätigkeit im Sinne des Satzes 2 an dem Beschäftigungsort, der zur Begründung der doppelten Haushaltsführung geführt hat, auf die Dreimonatsfrist anzurechnen, wenn sie ihr unmittelbar vorausgegangen ist;
6. Aufwendungen für die Wege des Steuerpflichtigen zwischen Wohnung und Betriebsstätte und für Familienheimfahrten, soweit in den folgenden Sätzen nichts anderes bestimmt ist. Zur Abgeltung dieser Aufwendungen ist § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 und 5 Satz 1 bis 6 und Abs. 2 entsprechend anzuwenden. Bei Benutzung eines Kraftfahrzeugs dürfen die Aufwendungen in Höhe des positiven Unterschiedsbetrags zwischen 0,03 vom Hundert des inländischen Listenpreises im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 des Kraftfahrzeugs im Zeitpunkt der Erstzulassung je Kalendermonat für jeden Entfernungskilometer und dem sich nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 oder Abs. 2 ergebenden Betrag sowie Aufwendungen für Familienheimfahrten in Höhe des positiven Unterschiedsbetrags zwischen 0,002 vom Hundert des inländischen Listenpreises im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 für jeden Entfernungskilometer und dem sich nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 4 bis 6 oder Abs. 2 ergebenden Betrag den Gewinn nicht mindern; ermittelt der Steuerpflichtige die private Nutzung des Kraftfahrzeugs nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3, treten an die Stelle des mit 0,03 oder 0,002 vom Hundert des inländischen Listenpreises ermittelten Betrags für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte und für Familienheimfahrten die auf diese Fahrten entfallenden tatsächlichen Aufwendungen; 6a. Mehraufwendungen wegen einer aus betrieblichem Anlaß begründeten doppelten Haushaltsführung, soweit die doppelte Haushaltsführung über die Dauer von zwei Jahren am selben Ort beibehalten wird; die Nummern 5 und 6 bleiben unberührt; 6b. Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sowie die Kosten der Ausstattung. Dies gilt nicht, wenn die betriebliche oder berufliche Nutzung des Arbeitszimmers mehr als 50 vom Hundert der gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit beträgt oder wenn für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. In diesen Fällen wird die Höhe der abziehbaren Aufwendungen auf 2.400 Deutsche Mark begrenzt; die Beschränkung der Höhe nach gilt nicht, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung bildet;
7. andere als die in den Nummern 1 bis 6 und 6b bezeichneten Aufwendungen, die die Lebensführung des Steuerpflichtigen oder anderer Personen berühren, soweit sie nach allgemeiner Verkehrsauffassung als unangemessen anzusehen sind;
8. von einem Gericht oder einer Behörde im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder von Organen der Europäischen Gemeinschaften festgesetzte Geldbußen, Ordnungsgelder und Verwarnungsgelder. Dasselbe gilt für Leistungen zur Erfüllung von Auflagen oder Weisungen, die in einem berufsgerichtlichen Verfahren erteilt werden, soweit die Auflagen oder Weisungen nicht lediglich der Wiedergutmachung des durch die Tat verursachten Schadens dienen. Die Rückzahlung von Ausgaben im Sinne der Sätze 1 und 2 darf den Gewinn nicht erhöhen. Das Abzugsverbot für Geldbußen gilt nicht, soweit der wirtschaftliche Vorteil, der durch den Gesetzesverstoß erlangt wurde, abgeschöpft worden ist, wenn die Steuern vom Einkommen und Ertrag, die auf den wirtschaftlichen Vorteil entfallen, nicht abgezogen worden sind; Satz 3 ist insoweit nicht anzuwenden; 8a. Zinsen auf hinterzogene Steuern nach § 235 der Abgabenordnung;
9. Ausgleichszahlungen, die in den Fällen der § 14, § 17 und § 18 des Körperschaftsteuergesetzes an außenstehende Anteilseigner geleistet werden;
10. die Zuwendung von Vorteilen sowie damit zusammenhängende Aufwendungen, wenn die Zuwendung der Vorteile eine rechtswidrige Handlung darstellt, die den Tatbestand eines Strafgesetzes oder eines Gesetzes verwirklicht, das die Ahndung mit einer Geldbuße zuläßt. Gerichte, Staatsanwaltschaften oder Verwaltungsbehörden haben Tatsachen, die sie dienstlich erfahren und die den Verdacht einer Tat im Sinne des Satzes 1 begründen, der Finanzbehörde für Zwecke des Besteuerungsverfahrens und zur Verfolgung von Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten mitzuteilen. Die Finanzbehörde teilt Tatsachen, die den Verdacht einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit im Sinne des Satzes 1 begründen, der Staatsanwaltschaft oder der Verwaltungsbehörde mit. Diese unterrichten die Finanzbehörde von dem Ausgang des Verfahrens und den zugrundeliegenden Tatsachen. Das Abzugsverbot gilt nicht, soweit die in den Nummern 2 bis 4 bezeichneten Zwecke Gegenstand einer mit Gewinnabsicht ausgeübten Betätigung des Steuerpflichtigen sind. § 12 Nr. 1 bleibt unberührt.
(6) Aufwendungen zur Förderung staatspolitischer Zwecke (§ 10b Abs. 2) sind keine Betriebsausgaben.
(7) Aufwendungen im Sinne des Absatzes 5 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 6b und 7 sind einzeln und getrennt von den sonstigen Betriebsausgaben aufzuzeichnen. Soweit diese Aufwendungen nicht bereits nach Absatz 5 vom Abzug ausgeschlossen sind, dürfen sie bei der Gewinnermittlung nur berücksichtigt werden, wenn sie nach Satz 1 besonders aufgezeichnet sind.
(8) Für Erhaltungsaufwand bei Gebäuden in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen sowie bei Baudenkmalen gelten die § 11a und § 11b entsprechend.
Zurück
7.2.5. § 12 –  [Nicht abzugsfähige Ausgaben]
Soweit in § 10 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 6 bis 9, § 10b und § 33 bis § 33b nichts anderes bestimmt ist, dürfen weder bei den einzelnen Einkunftsarten noch vom Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen werden 

1. die für den Haushalt des Steuerpflichtigen und für den Unterhalt seiner Familienangehörigen aufgewendeten Beträge. Dazu gehören auch die Aufwendungen für die Lebensführung, die die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung des Steuerpflichtigen mit sich bringt, auch wenn sie zur Förderung des Berufs oder der Tätigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen; 

2. freiwillige Zuwendungen, Zuwendungen auf Grund einer freiwillig begründeten Rechtspflicht und Zuwendungen an eine gegenüber dem Steuerpflichtigen oder seinem Ehegatten gesetzlich unterhaltsberechtigte Person oder deren Ehegatten, auch wenn diese Zuwendungen auf einer besonderen Vereinbarung beruhen; 

3. die Steuern vom Einkommen und sonstige Personensteuern sowie die Umsatzsteuer für Umsätze, die Entnahmen sind, und die Vorsteuerbeträge auf Aufwendungen, für die das Abzugsverbot der Nummer 1 oder des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 bis 5, 7 oder Abs. 7 gilt; das gilt auch für die auf diese Steuern entfallenden Nebenleistungen; 

4. in einem Strafverfahren festgesetzte Geldstrafen, sonstige Rechtsfolgen vermögensrechtlicher Art, bei denen der Strafcharakter überwiegt, und Leistungen zur Erfüllung von Auflagen oder Weisungen, soweit die Auflagen oder Weisungen nicht lediglich der Wiedergutmachung des durch die Tat verursachten Schadens dienen. 

Zurück
7.2.6. § 13 - Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft
 (1) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sind
1. Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Weinbau, Gartenbau und aus allen Betrieben, die Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkräfte gewinnen. Zu diesen Einkünften gehören auch die Einkünfte aus der Tierzucht und Tierhaltung, wenn im Wirtschaftsjahr Zu diesen Einkünften gehören auch die Einkünfte aus der Tierzucht und Tierhaltung, wenn im Wirtschaftsjahr für die ersten 20 Hektar nicht mehr als 10 Vieheinheiten, für die nächsten 10 Hektar nicht mehr als 7 Vieheinheiten, für die nächsten 20 Hektar nicht mehr als 6 Vieheinheiten, für die nächsten 50 Hektar nicht mehr als 3 Vieheinheiten und für die weitere Fläche nicht mehr als 1,5 Vieheinheiten je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regelmäßig landwirtschaftlich genutzten Flächen erzeugt oder gehalten werden. Die Tierbestände sind nach dem Futterbedarf in Vieheinheiten umzurechnen. § 51 Abs. 2 bis 5 des Bewertungsgesetzes ist anzuwenden. Die Einkünfte aus Tierzucht und Tierhaltung einer Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzusehen sind, gehören zu den Einkünften im Sinne des Satzes 1, wenn die Voraussetzungen des § 51a des Bewertungsgesetzes erfüllt sind und andere Einkünfte der Gesellschafter aus dieser Gesellschaft zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gehören;
2. Einkünfte aus sonstiger land- und forstwirtschaftlicher Nutzung (§ 62 Bewertungsgesetz);
3. Einkünfte aus Jagd, wenn diese mit dem Betrieb einer Landwirtschaft oder einer Forstwirtschaft im Zusammenhang steht;
4. Einkünfte von Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossenschaften und ähnlichen Realgemeinden im Sinne des § 3 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes.
(2) Zu den Einkünften im Sinne des Absatzes 1 gehören auch
1. Einkünfte aus einem land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetrieb. Als Nebenbetrieb gilt ein Betrieb, der dem land- und forstwirtschaftlichen Hauptbetrieb zu dienen bestimmt ist;
2. der Nutzungswert der Wohnung des Steuerpflichtigen, wenn die Wohnung die bei Betrieben gleicher Art übliche Größe nicht überschreitet und das Gebäude oder der Gebäudeteil nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften ein Baudenkmal ist.
3. die Produktionsaufgaberente nach dem Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit.
(3) Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft werden bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte nur berücksichtigt, soweit sie den Betrag von 670 Euro übersteigen. Satz 1 ist nur anzuwenden, wenn die Summe der Einkünfte 30.700 Euro nicht übersteigt. Im Falle der Zusammenveranlagung von Ehegatten verdoppeln sich die Beträge der Sätze 1 und 2.
(4) Absatz 2 Nr. 2 findet nur Anwendung, sofern im Veranlagungszeitraum 1986 bei einem Steuerpflichtigen für die von ihm zu eigenen Wohnzwecken oder zu Wohnzwecken des Altenteilers genutzte Wohnung die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13 Abs. 2 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.04.1997 (BGBl. I S. 821) vorlagen. Der Steuerpflichtige kann für einen Veranlagungszeitraum nach dem Veranlagungszeitraum 1998 unwiderruflich beantragen, daß Absatz 2 Nr. 2 ab diesem Veranlagungszeitraum nicht mehr angewendet wird. § 52 Abs. 21 Satz 4 und 6 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.04.1997 (BGBl. I S. 821) ist entsprechend anzuwenden. Im Fall des Satzes 2 gelten die Wohnung des Steuerpflichtigen und die Altenteilerwohnung sowie der dazugehörende Grund und Boden zu dem Zeitpunkt als entnommen, bis zu dem Absatz 2 Nr. 2 letztmals angewendet wird. Der Entnahmegewinn bleibt außer Ansatz. Werden
1. die Wohnung und der dazugehörende Grund und Boden entnommen oder veräußert, bevor sie nach Satz 4 als entnommen gelten, oder
2. eine vor dem 01.01.1987 einem Dritten entgeltlich zur Nutzung überlassene Wohnung und der dazugehörende Grund und Boden für eigene Wohnzwecke oder für Wohnzwecke eines Altenteilers entnommen, bleibt der Entnahme- oder Veräußerungsgewinn ebenfalls außer Ansatz; Nummer 2 ist nur anzuwenden, soweit nicht Wohnungen vorhanden sind, die Wohnzwecken des Eigentümers des Betriebs oder Wohnzwecken eines Altenteilers dienen und die unter Satz 4 oder unter Nummer 1 fallen.
(5) Wird Grund und Boden dadurch entnommen, daß auf diesem Grund und Boden die Wohnung des Steuerpflichtigen oder eine Altenteilerwohnung errichtet wird, bleibt der Entnahmegewinn außer Ansatz; der Steuerpflichtige kann die Regelung nur für eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte Wohnung und für eine Altenteilerwohnung in Anspruch nehmen.
(6) Werden einzelne Wirtschaftsgüter eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs auf einen der gemeinschaftlichen Tierhaltung dienenden Betrieb im Sinne des § 34 Abs. 6a des Bewertungsgesetzes einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft oder eines Vereins gegen Gewährung von Mitgliedsrechten übertragen, so ist die auf den dabei entstehenden Gewinn entfallende Einkommensteuer auf Antrag in jährlichen Teilbeträgen zu entrichten. Der einzelne Teilbetrag muß mindestens ein Fünftel dieser Steuer betragen.
(7) § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 2 Satz 2 und 3 und § 15a sind entsprechend anzuwenden.
Zurück
7.2.7. § 15 - Einkünfte aus Gewerbebetrieb
(1) Einkünfte aus Gewerbebetrieb sind
1. Einkünfte aus gewerblichen Unternehmen. Dazu gehören auch Einkünfte aus gewerblicher Bodenbewirtschaftung, z.B. aus Bergbauunternehmen und aus Betrieben zur Gewinnung von Torf, Steinen und Erden, soweit sie nicht land- oder forstwirtschaftliche Nebenbetriebe sind;
2. die Gewinnanteile der Gesellschafter einer Offenen Handelsgesellschaft, einer Kommanditgesellschaft und einer anderen Gesellschaft, bei der der Gesellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des Betriebs anzusehen ist, und die Vergütungen, die der Gesellschafter von der Gesellschaft für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft oder für die Hingabe von Darlehen oder für die Überlassung von Wirtschaftsgütern bezogen hat. Der mittelbar über eine oder mehrere Personengesellschaften beteiligte Gesellschafter steht dem unmittelbar beteiligten Gesellschafter gleich; er ist als Mitunternehmer des Betriebs der Gesellschaft anzusehen, an der er mittelbar beteiligt ist, wenn er und die Personengesellschaften, die seine Beteiligung vermitteln, jeweils als Mitunternehmer der Betriebe der Personengesellschaften anzusehen sind, an denen sie unmittelbar beteiligt sind;
3. die Gewinnanteile der persönlich haftenden Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft auf Aktien, soweit sie nicht auf Anteile am Grundkapital entfallen, und die Vergütungen, die der persönlich haftende Gesellschafter von der Gesellschaft für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft oder für die Hingabe von Darlehen oder für die Überlassung von Wirtschaftsgütern bezogen hat. Satz 1 Nr. 2 und 3 gilt auch für Vergütungen, die als nachträgliche Einkünfte (§ 24 Nr. 2) bezogen werden. § 13 Abs. 5 gilt entsprechend, sofern das Grundstück im Veranlagungszeitraum 1986 zu einem gewerblichen Betriebsvermögen gehört hat.
(2) Eine selbständige nachhaltige Betätigung, die mit der Absicht, Gewinn zu erzielen, unternommen wird und sich als Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr darstellt, ist Gewerbebetrieb, wenn die Betätigung weder als Ausübung von Land- und Forstwirtschaft noch als Ausübung eines freien Berufs noch als eine andere selbständige Arbeit anzusehen ist. Eine durch die Betätigung verursachte Minderung der Steuern vom Einkommen ist kein Gewinn im Sinne des Satzes 1. Ein Gewerbebetrieb liegt, wenn seine Voraussetzungen im übrigen gegeben sind, auch dann vor, wenn die Gewinnerzielungsabsicht nur ein Nebenzweck ist.
(3) Als Gewerbebetrieb gilt in vollem Umfang die mit Einkünfteerzielungsabsicht unternommene Tätigkeit
1. einer Offenen Handelsgesellschaft, einer Kommanditgesellschaft oder einer anderen Personengesellschaft, wenn die Gesellschaft auch eine Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 ausübt,
2. einer Personengesellschaft, die keine Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 ausübt und bei der ausschließlich eine oder mehrere Kapitalgesellschaften persönlich haftende Gesellschafter sind und nur diese oder Personen, die nicht Gesellschafter sind, zur Geschäftsführung befugt sind (gewerblich geprägte Personengesellschaft). Ist eine gewerblich geprägte Personengesellschaft als persönlich haftender Gesellschafter an einer anderen Personengesellschaft beteiligt, so steht für die Beurteilung, ob die Tätigkeit dieser Personengesellschaft als Gewerbebetrieb gilt, die gewerblich geprägte Personengesellschaft einer Kapitalgesellschaft gleich.
(4) Verluste aus gewerblicher Tierzucht oder gewerblicher Tierhaltung dürfen weder mit anderen Einkünften aus Gewerbebetrieb noch mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden; sie dürfen auch nicht nach § 10d abgezogen werden. Die Verluste mindern jedoch nach Maßgabe des § 10d die Gewinne, die der Steuerpflichtige in dem unmittelbar vorangegangenen und in den folgenden Wirtschaftsjahren aus gewerblicher Tierzucht oder gewerblicher Tierhaltung erzielt hat oder erzielt. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Verluste aus Termingeschäften, durch die der Steuerpflichtige einen Differenzausgleich oder einen durch den Wert einer veränderlichen Bezugsgröße bestimmten Geldbetrag oder Vorteil erlangt. Satz 3 gilt nicht für die Geschäfte, die zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb bei Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinstituten und Finanzunternehmen im Sinne des Gesetzes über das Kreditwesen gehören oder die der Absicherung von Geschäften des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs dienen. Satz 4 gilt nicht, wenn es sich um Geschäfte handelt, die der Absicherung von Aktiengeschäften dienen, bei denen der Veräußerungsgewinn nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe a und b in Verbindung mit § 3c Abs. 2 teilweise steuerfrei ist, oder die nach § 8b Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes bei der Ermittlung des Einkommens außer Ansatz bleiben. Satz 3 gilt nicht für die Geschäfte, die zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb bei Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinstituten und Finanzunternehmen im Sinne des Gesetzes über das Kreditwesen gehören oder die der Absicherung von Geschäften des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs dienen, soweit es sich nicht um Geschäfte im Sinne des Satzes 3 auf Aktien handelt. Für Verluste aus der Veräußerung von Anteilen im Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 1, die im Zeitpunkt der Veräußerung oder Entnahme nicht mindestens ein Jahr ununterbrochen zum Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen gehört haben, gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.
Zurück
7.2.8. § 18 - Selbständige Arbeit
 (1) Einkünfte aus selbständiger Arbeit sind
1. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. Zu der freiberuflichen Tätigkeit gehören die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, künstlerische, schriftstellerische, unterrichtende oder erzieherische Tätigkeit, die selbständige Berufstätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Rechtsanwälte, Notare, Patentanwälte, Vermessungsingenieure, Ingenieure, Architekten, Handelschemiker, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, beratenden Volks- und Betriebswirte, vereidigten Buchprüfer (vereidigten Bücherrevisoren), Steuerbevollmächtigten, Heilpraktiker, Dentisten, Krankengymnasten, Journalisten, Bildberichterstatter, Dolmetscher, Übersetzer, Lotsen und ähnlicher Berufe. Ein Angehöriger eines freien Berufs im Sinne der Sätze 1 und 2 ist auch dann freiberuflich tätig, wenn er sich der Mithilfe fachlich vorgebildeter Arbeitskräfte bedient; Voraussetzung ist, daß er auf Grund eigener Fachkenntnisse leitend und eigenverantwortlich tätig wird. Eine Vertretung im Fall vorübergehender Verhinderung steht der Annahme einer leitenden und eigenverantwortlichen Tätigkeit nicht entgegen;
2. Einkünfte der Einnehmer einer staatlichen Lotterie, wenn sie nicht Einkünfte aus Gewerbebetrieb sind;
3. Einkünfte aus sonstiger selbständiger Arbeit, z.B. Vergütungen für die Vollstreckung von Testamenten, für Vermögensverwaltung und für die Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied.
(2) Einkünfte nach Absatz 1 sind auch dann steuerpflichtig, wenn es sich nur um eine vorübergehende Tätigkeit handelt.
(3) Zu den Einkünften aus selbständiger Arbeit gehört auch der Gewinn, der bei der Veräußerung des Vermögens oder eines selbständigen Teils des Vermögens oder eines Anteils am Vermögen erzielt wird, das der selbständigen Arbeit dient. § 16 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.
(4) § 13 Abs. 5 gilt entsprechend, sofern das Grundstück im Veranlagungszeitraum 1986 zu einem der selbständigen Arbeit dienenden Betriebsvermögen gehört hat. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 2 Satz 2 und 3 und § 15a sind entsprechend anzuwenden.
Zurück
7.2.9. § 19 - Nichtselbständige Arbeit
 (1) Zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gehören
1. Gehälter, Löhne, Gratifikationen, Tantiemen und andere Bezüge und Vorteile, die für eine Beschäftigung im öffentlichen oder privaten Dienst gewährt werden;
2. Wartegelder, Ruhegelder, Witwen- und Waisengelder und andere Bezüge und Vorteile aus früheren Dienstleistungen. Es ist gleichgültig, ob es sich um laufende oder um einmalige Bezüge handelt und ob ein Rechtsanspruch auf sie besteht.
(2) Von Versorgungsbezügen bleibt ein Betrag in Höhe von 40 vom Hundert dieser Bezüge, höchstens jedoch insgesamt ein Betrag von 6.000 Deutsche Mark im Veranlagungszeitraum, steuerfrei (Versorgungs-Freibetrag). Versorgungsbezüge sind Bezüge und Vorteile aus früheren Dienstleistungen, die
1. als Ruhegehalt, Witwen- oder Waisengeld, Unterhaltsbeitrag oder als gleichartiger Bezug
a) auf Grund beamtenrechtlicher oder entsprechender gesetzlicher Vorschriften,
b) nach beamtenrechtlichen Grundsätzen von Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen Verbänden von Körperschaften oder
2. in anderen Fällen wegen Erreichens einer Altersgrenze, Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit oder als Hinterbliebenenbezüge gewährt werden; Bezüge, die wegen Erreichens einer Altersgrenze gewährt werden, gelten erst dann als Versorgungsbezüge, wenn der Steuerpflichtige das 63. Lebensjahr oder, wenn er Schwerbehinderter ist, das 60. Lebensjahr vollendet hat
Zurück
7.2.10. § 20 - Kapitalvermögen
 (1) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören
1. Gewinnanteile (Dividenden), Ausbeuten und sonstige Bezüge aus Aktien, Genussrechten, mit denen das Recht am Gewinn und Liquidationserlös einer Kapitalgesellschaft verbunden ist, aus Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, an Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie an bergbautreibenden Vereinigungen, die die Rechte einer juristischen Person haben. Zu den sonstigen Bezügen gehören auch verdeckte Gewinnausschüttungen. Die Bezüge gehören nicht zu den Einnahmen, soweit sie aus Ausschüttungen einer unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaft stammen, für die Eigenkapital im Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes als verwendet gilt;
2. Bezüge, die auf Grund einer Kapitalherabsetzung oder nach der Auflösung einer unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaft oder Personenvereinigung im Sinne der Nummer 1 anfallen, soweit Beträge im Sinne des § 28 Satz 4 des Körperschaftsteuergesetzes als verwendet gelten;
3. (aufgehoben)
4. Einnahmen aus der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter und aus partiarischen Darlehen, es sei denn, daß der Gesellschafter oder Darlehnsgeber als Mitunternehmer anzusehen ist. Auf Anteile des stillen Gesellschafters am Verlust des Betriebs ist § 15a sinngemäß anzuwenden;
5. Zinsen aus Hypotheken und Grundschulden und Renten aus Rentenschulden. Bei Tilgungshypotheken und Tilgungsgrundschulden ist nur der Teil der Zahlungen anzusetzen, der als Zins auf den jeweiligen Kapitalrest entfällt;
6. außerrechnungsmäßige und rechnungsmäßige Zinsen aus den Sparanteilen, die in den Beiträgen zu Versicherungen auf den Erlebens- oder Todesfall enthalten sind. Dies gilt nicht für Zinsen aus Versicherungen im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, die mit Beiträgen verrechnet oder im Versicherungsfall oder im Fall des Rückkaufs des Vertrags nach Ablauf von zwölf Jahren seit dem Vertragsabschluß ausgezahlt werden. Satz 2 gilt nicht in den Fällen des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b Satz 5. Satz 2 gilt in den Fällen des § 10 Abs. 2 Satz 2 nur, wenn die Voraussetzungen für den Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe a oder b erfüllt sind oder soweit bei Versicherungsverträgen Zinsen in Veranlagungszeiträumen gutgeschrieben werden, in denen Beiträge nach § 10 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe c abgezogen werden können. Die Sätze 1 bis 4 sind auf Kapitalerträge aus fondsgebundenen Lebensversicherungen entsprechend anzuwenden;
7. Erträge aus sonstigen Kapitalforderungen jeder Art, wenn die Rückzahlung des Kapitalvermögens oder ein Entgelt für die Überlassung des Kapitalvermögens zur Nutzung zugesagt oder gewährt worden ist, auch wenn die Höhe des Entgelts von einem ungewissen Ereignis abhängt. Dies gilt unabhängig von der Bezeichnung und der zivilrechtlichen Ausgestaltung der Kapitalanlage;
8. Diskontbeträge von Wechseln und Anweisungen einschließlich der Schatzwechsel;
9. Einnahmen aus Leistungen einer nicht von der Körperschaftsteuer befreiten Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 des Körperschaftsteuergesetzes, soweit sie nicht bereits zu den Einnahmen im Sinne der Nummer 1 gehören; Nummer 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend;
10. a) Leistungen eines nicht von der Körperschaftsteuer befreiten Betriebs gewerblicher Art im Sinne des § 4 des Körperschaftsteuergesetzes mit eigener Rechtspersönlichkeit;
b) der durch Betriebsvermögensvergleich ermittelte Gewinn eines nicht von der Körperschaftsteuer befreiten Betriebs gewerblicher Art im Sinne des § 4 des Körperschaftsteuergesetzes ohne eigene Rechtspersönlichkeit, soweit er nicht den Rücklagen zugeführt wird. Die Auflösung der Rücklagen zu Zwecken außerhalb des Betriebs gewerblicher Art führt zu einem Gewinn im Sinne des Satzes 1. Die Sätze 1 und 2 sind bei wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben der von der Körperschaftsteuer befreiten Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen entsprechend anzuwenden.
(2) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch
1. besondere Entgelte oder Vorteile, die neben den in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Einnahmen oder an deren Stelle gewährt werden;
2. Einnahmen aus der Veräußerung
a) von Dividendenscheinen und sonstigen Ansprüchen durch den Inhaber des Stammrechts, wenn die dazugehörigen Aktien oder sonstigen Anteile nicht mitveräußert werden. Diese Besteuerung tritt an die Stelle der Besteuerung nach Absatz 1;
b) von Zinsscheinen und Zinsforderungen durch den Inhaber oder ehemaligen Inhaber der Schuldverschreibungen, wenn die dazugehörigen Schuldverschreibungen nicht mitveräußert werden. Entsprechendes gilt für die Einlösung von Zinsscheinen und Zinsforderungen durch den ehemaligen Inhaber der Schuldverschreibung;
3. Einnahmen aus der Veräußerung von Zinsscheinen und Zinsforderungen, wenn die dazugehörigen Schuldverschreibungen mitveräußert werden und das Entgelt für die auf den Zeitraum bis zur Veräußerung der Schuldverschreibung entfallenden Zinsen des laufenden Zinszahlungszeitraums (Stückzinsen) besonders in Rechnung gestellt ist.
4. Einnahmen aus der Veräußerung oder Abtretung von
a) abgezinsten oder aufgezinsten Schuldbuchverschreibungen, Schuldbuchforderungen und sonstigen Kapitalforderungen durch den ersten und jeden weiteren Erwerber,
b) Schuldbuchverschreibungen, Schuldbuchforderungen und sonstigen Kapitalforderungen ohne Zinsscheine und Zinsforderungen oder von Zinsscheinen und Zinsforderungen ohne Schuldverschreibungen, Schuldbuchforderungen und sonstige Kapitalforderungen durch den zweiten und jeden weiteren Erwerber zu einem abgezinsten oder aufgezinsten Preis,
c) Schuldbuchverschreibungen, Schuldbuchforderungen und sonstigen Kapitalforderungen mit Zinsscheinen oder Zinsforderungen, wenn Stückzinsen nicht besonders in Rechnung gestellt werden oder bei denen die Höhe der Erträge von einem ungewissen Ereignis abhängt,
d) Schuldbuchverschreibungen, Schuldbuchforderungen und sonstigen Kapitalforderungen mit Zinsscheinen oder Zinsforderungen, bei denen Kapitalerträge in unterschiedlicher Höhe oder für unterschiedlich lange Zeiträume gezahlt werden, soweit sie der rechnerisch auf die Besitzzeit entfallenden Emissionsrendite entsprechen. Weist der Steuerpflichtige die Emissionsrendite nicht nach, gilt der Unterschied zwischen dem Entgelt für den Erwerb und den Einnahmen aus der Veräußerung, Abtretung oder Einlösung der Wertpapiere und Kapitalforderungen als Kapitalertrag. Die Besteuerung der Zinsen und Stückzinsen nach Absatz 1 Nr. 7 und Satz 1 Nr. 3 bleibt unberührt; die danach der Einkommensteuer unterliegenden, dem Veräußerer bereits zugeflossenen Kapitalerträge aus den Wertpapieren und Kapitalforderungen sind bei der Besteuerung nach der Emissionsrendite abzuziehen. Die Sätze 1 bis 3 gelten für die Einlösung der Wertpapiere und Kapitalforderungen durch den zweiten und jeden weiteren Erwerber entsprechend. Die Sätze 1 bis 4 sind nicht auf die Zinsen aus Gewinnobligationen und Genußrechten im Sinne des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 anzuwenden. Die Nummern 2 und 3 gelten sinngemäß für die Einnahmen aus der Abtretung von Dividenden- oder Zinsansprüchen oder sonstigen Ansprüchen im Sinne der Nummer 2, wenn die dazugehörigen Anteilsrechte oder Schuldverschreibungen nicht in einzelnen Wertpapieren verbrieft sind. Satz 2 gilt auch bei der Abtretung von Zinsansprüchen aus Schuldbuchforderungen, die in ein öffentliches Schuldbuch eingetragen sind.
(2a) Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 erzielt der Anteilseigner. Anteilseigner ist derjenige, dem nach § 39 der Abgabenordnung die Anteile aus dem Kapitalvermögen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 im Zeitpunkt des Gewinnverteilungsbeschlusses zuzurechnen sind. Sind einem Nießbraucher oder Pfandgläubiger die Einnahmen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 oder 2 zuzurechnen, gilt er als Anteilseigner.
(3) Soweit Einkünfte der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Art zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger Arbeit oder aus Vermietung und Verpachtung gehören, sind sie diesen Einkünften zuzurechnen.
(4) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus Kapitalvermögen ist nach Abzug der Werbungskosten ein Betrag von 3.000 Deutsche Mark abzuziehen (Sparer-Freibetrag). Ehegatten, die zusammen veranlagt werden, wird ein gemeinsamer Sparer-Freibetrag von 6.000 Deutsche Mark gewährt. Der gemeinsame Sparer-Freibetrag ist bei der Einkunftsermittlung bei jedem Ehegatten je zur Hälfte abzuziehen; sind die um die Werbungskosten geminderten Kapitalerträge eines Ehegatten niedriger als 3.000 Deutsche Mark, so ist der anteilige Sparer-Freibetrag insoweit, als er die um die Werbungskosten geminderten Kapitalerträge dieses Ehegatten übersteigt, beim anderen Ehegatten abzuziehen. Der Sparer-Freibetrag und der gemeinsame Sparer-Freibetrag dürfen nicht höher sein als die um die Werbungskosten einschließlich einer abzuziehenden ausländischen Steuer geminderten Kapitalerträge.
Zurück
7.2.11. § 21- Vermietung und Verpachtung
 (1) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sind
1. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, insbesondere von Grundstücken, Gebäuden, Gebäudeteilen, Schiffen, die in ein Schiffsregister eingetragen sind, und Rechten, die den Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke unterliegen (z.B. Erbbaurecht, Mineralgewinnungsrecht);
2. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von Sachinbegriffen, insbesondere von beweglichem Betriebsvermögen;
3. Einkünfte aus zeitlich begrenzter Überlassung von Rechten, insbesondere von schriftstellerischen, künstlerischen und gewerblichen Urheberrechten, von gewerblichen Erfahrungen und von Gerechtigkeiten und Gefällen;
4. Einkünfte aus der Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen, auch dann, wenn die Einkünfte im Veräußerungspreis von Grundstücken enthalten sind und die Miet- oder Pachtzinsen sich auf einen Zeitraum beziehen, in dem der Veräußerer noch Besitzer war. § 15a ist sinngemäß anzuwenden.
(2) Beträgt das Entgelt für die Überlassung einer Wohnung zu Wohnzwecken weniger als 50 vom Hundert der ortsüblichen Marktmiete, so ist die Nutzungsüberlassung in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen.
(3) Einkünfte der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Art sind Einkünften aus anderen Einkunftsarten zuzurechnen, soweit sie zu diesen gehören.
Zurück
7.2.12. § 22- Arten der sonstigen Einkünfte
Sonstige Einkünfte sind
1. Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen, soweit sie nicht zu den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Einkunftsarten gehören. Werden die Bezüge freiwillig oder auf Grund einer freiwillig begründeten Rechtspflicht oder einer gesetzlich unterhaltsberechtigten Person gewährt, so sind sie nicht dem Empfänger zuzurechnen, wenn der Geber unbeschränkt einkommensteuerpflichtig oder unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig ist; dem Empfänger sind dagegen zuzurechnen
a) Bezüge, die von einer unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse außerhalb der Erfüllung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der § 52 bis § 54 der Abgabenordnung gewährt werden, und
b) Bezüge im Sinne des § 1 der Verordnung über die Steuerbegünstigung von Stiftungen, die an die Stelle von Familienfideikommissen getreten sind, in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 611-4-3, veröffentlichten bereinigten Fassung. Zu den in Satz 1 bezeichneten Einkünften gehören auch
a) Leibrenten insoweit, als in den einzelnen Bezügen Einkünfte aus Erträgen des Rentenrechts enthalten sind. Als Ertrag des Rentenrechts gilt für die gesamte Dauer des Rentenbezugs der Unterschied zwischen dem Jahresbetrag der Rente und dem Betrag, der sich bei gleichmäßiger Verteilung des Kapitalwerts der Rente auf ihre voraussichtliche Laufzeit ergibt; dabei ist der Kapitalwert nach dieser Laufzeit zu berechnen. Der Ertrag des Rentenrechts (Ertragsanteil) ist aus der nachstehenden Tabelle zu entnehmen:
-----------------------------------------------------------

Bei Beginn        Ertrags-      Bei Beginn      Ertrags-

der Rente         anteil        der Rente       anteil

vollendetes       in v.H.       vollendetes     in v.H.

Lebensjahr                      Lebensjahr

des Renten-                     des Renten-

berechtigten                    berechtigten

-----------------------------------------------------------

0 bis  3           73            54            39

4 bis  5           72            55            38

6 bis  8           71            56            37

9 bis 11           70            57            36

12 bis 13           69            58            35

14 bis 15           68            59            34

16 bis 17           67            60            32

18 bis 19           66            61            31

20 bis 21           65            62            30

22 bis 23           64            63            29

24 bis 25           63            64            28

26 bis 27           62            65            27

28               61            66            26

29 bis 30           60            67            25

31               59            68            23

32 bis 33           58            69            22

34               57            70            21

35               56            71            20

36 bis 37           55            72            19

38               54            73            18

39               53            74            17

40               52            75            16

41 bis 42           51            76            15

43               50            77            14

44               49            78            13

45               48            79            12

46               47         80 bis 81        11

47               46            82            10

48               45            83             9

49               44         84 bis 85         8

50               43         86 bis 87         7

51               42            88             6

52               41         89 bis 91         5

53               40         92 bis 93         4

94 bis 96         3

ab 97         2

Die Ermittlung des Ertrags aus Leibrenten, die vor dem 01.01.1955 zu laufen begonnen haben, und aus Renten, deren Dauer von der Lebenszeit mehrerer Personen oder einer anderen Person als des Rentenberechtigten abhängt, sowie aus Leibrenten, die auf eine bestimmte Zeit beschränkt sind, wird durch eine Rechtsverordnung bestimmt; 

b) Einkünfte aus Zuschüssen und sonstigen Vorteilen, die als wiederkehrende Bezüge gewährt werden; 1a. Einkünfte aus Unterhaltsleistungen, soweit sie nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 vom Geber abgezogen werden können;
2. Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23;
3. Einkünfte aus Leistungen, soweit sie weder zu anderen Einkunftsarten (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6) noch zu den Einkünften im Sinne der Nummern 1, 1a, 2 oder 4 gehören, z.B. Einkünfte aus gelegentlichen Vermittlungen und aus der Vermietung beweglicher Gegenstände. Solche Einkünfte sind nicht einkommensteuerpflichtig, wenn sie weniger als 500 Deutsche Mark im Kalenderjahr betragen haben. Übersteigen die Werbungskosten die Einnahmen, so darf der übersteigende Betrag bei Ermittlung des Einkommens nicht ausgeglichen werden; er darf auch nicht nach § 10d abgezogen werden. Die Verluste mindern jedoch nach Maßgabe des § 10d die Einkünfte, die der Steuerpflichtige in dem unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeitraum oder in den folgenden Veranlagungszeiträumen aus Leistungen im Sinne des Satzes 1 erzielt hat oder erzielt;
4. Entschädigungen, Amtszulagen, Zuschüsse zu Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen, Übergangsgelder, Überbrückungsgelder, Sterbegelder, Versorgungsabfindungen, Versorgungsbezüge, die auf Grund des Abgeordnetengesetzes oder des Europaabgeordnetengesetzes sowie vergleichbare Bezüge, die auf Grund der entsprechenden Gesetze der Länder gezahlt werden. Werden zur Abgeltung des durch das Mandat veranlaßten Aufwandes Aufwandsentschädigungen gezahlt, so dürfen die durch das Mandat veranlaßten Aufwendungen nicht als Werbungskosten abgezogen werden. Wahlkampfkosten zur Erlangung eines Mandats im Bundestag, im Europäischen Parlament oder im Parlament eines Landes dürfen nicht als Werbungskosten abgezogen werden. Es gelten entsprechend
a) für Nachversicherungsbeiträge auf Grund gesetzlicher Verpflichtung nach den Abgeordnetengesetzen im Sinne des Satzes 1 und für Zuschüsse zu Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen § 3 Nr. 62,
b) für Versorgungsbezüge § 19 Abs. 2; beim Zusammentreffen mit Versorgungsbezügen im Sinne von § 19 Abs. 2 Satz 2 bleibt jedoch insgesamt höchstens ein Betrag von 6.000 Deutsche Mark im Veranlagungszeitraum steuerfrei,
c) für das Übergangsgeld, das in einer Summe gezahlt wird, und für die Versorgungsabfindung § 34 Abs. 1.
Zurück
7.2.13. § 24 - Gemeinsame Vorschriften
Zu den Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 1 gehören auch

1. Entschädigungen, die gewährt worden sind

a) als Ersatz für entgangene oder entgehende Einnahmen oder

b) für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit, für die Aufgabe einer Gewinnbeteiligung oder einer Anwartschaft auf eine solche;

c) als Ausgleichszahlungen an Handelsvertreter nach § 89b des Handelsgesetzbuchs;

2. Einkünfte aus einer ehemaligen Tätigkeit im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 oder aus einem früheren Rechtsverhältnis im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 bis 7, und zwar auch dann, wenn sie dem Steuerpflichtigen als Rechtsnachfolger zufließen;

3. Nutzungsvergütungen für die Inanspruchnahme von Grundstücken für öffentliche Zwecke sowie Zinsen auf solche Nutzungsvergütungen und auf Entschädigungen, die mit der Inanspruchnahme von Grundstücken für öffentliche Zwecke zusammenhängen.

Zurück
7.2.14. offen

Zurück
_____________________________________________________________________________________________________
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